
Protokoll über die Sitzung des Rates der Stadt Wilhelmshaven mit Einwohnerfragestunde 

am Mittwoch, 20. Dezember 2023, 15:00 Uhr, im Ratssaal Nr. 15/2023 

 

Anwesend: 

 

Oberbürgermeister 

Oberbürgermeister  Carsten Feist  

 

Mitglied SPD-Fraktion 

Ratsmitglied  Nurhayat Bakir-Block  

Ratsmitglied  Manuel Baruschke  

Ratsmitglied  Volker Block  

Ratsmitglied  Norbert Peter Brandt  

Ratsmitglied  Marvin Hager  

Ratsmitglied  Christina Heide  

Ratsmitglied  Birgit Holtz  

Ratsmitglied  Susanne Kempcke  

Bürgermeisterin  Gesche Marxfeld  

Beigeordneter  Detlef Schön  

 

Mitglied CDU-Fraktion 

Ratsmitglied  Heidi Bosse  

Ratsmitglied  Martin Ehlers  

Beigeordneter  Uwe Heinemann  

Ratsmitglied  Anja Mandt  

Ratsmitglied  Sven Schoolmann  

Ratsmitglied  Jens Stoffers  

Ratsmitglied  Thomas Suberg  

Ratsmitglied  Olaf Werner  

Bürgermeisterin  Astrid Zaage  

 

Mitglied Gruppe WIN@WBV, Berner, FDP, FW 

Ratsvorsitzender  Stefan Becker  

Ratsmitglied  Ulf Berner  

Beigeordneter  Markus Bulla  

Ratsmitglied  Olaf Fischer  

Ratsmitglied  Michael Kiesewetter  

Ratsmitglied Dr. Angela Kirstges  

Ratsmitglied  Darwin Reinhard  

Beigeordneter Dr. Günther Schulte  

Ratsmitglied Dr. Uwe Weithöner  

 

Mitglied Gruppe "Die BUNTEN" 

Ratsmitglied  Anja Sanchez Mengeler  

Beigeordneter  Andreas Tönjes  

Beigeordneter  Frank Uwe Walpurgis  

Ratsmitglied  Horst Dieter Walzner  

Ratsmitglied  Helga Weinstock  
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Mitglied Gruppe "GRÜNE und GfW" 

Ratsmitglied  Martin Burkhart  

Beigeordneter  Miguel Schaar/Br. Franziskus  

Ratsmitglied  Walther Schäfer  

Ratsmitglied  Michael von den Berg  

 

Mitglied AfD-Fraktion 

Ratsmitglied  Thorsten Moriße  

Ratsmitglied  Detlef Stump  

 

Dezernent 

Erster Stadtrat  Armin Schönfelder  

Stadtbaurat  Nikša Marušić 

 

von der Verwaltung 

Leitung Referat 5 - Referat für Recht, Kommunalverfassungsangelegenheiten, Kultur, 

Bildung und Sport  Marion Winkel-Fiedelak  

Rechnungsprüfungsamt  Jörg Engesser  

 

Protokoll 

Fachbereichsleitung Kommunikation & Koordination  Julia Muth  

Fachbereich Kommunikation & Koordination  Alexander Ajwasow 

 

Es fehlte entschuldigt 

Ratsmitglied  Torsten Kastrioti  

Ratsmitglied  Antje Johanna Kloster 

Ratsmitglied  Gabriele Schröder  

Ratsmitglied  Kristian Stoermer  

Ratsmitglied  Petra Stomberg  

 

 

 

 

A. Öffentlicher Teil ab Seite 3 

     Einwohnerfragestunde auf Seite 5 und 42 

 

B. Nichtöffentlicher Teil  
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A. Öffentlicher Teil 

 

Tagesordnung: 
 

5 Aktuelle Stunde  

6 Bericht über wichtige Beschlüsse des Verwaltungsausschusses  

7 Bericht des Oberbürgermeisters über wichtige Angelegenheiten  

7.1 Sachstand TANO  

8.1 Um- und Neubesetzung von Ausschüssen und Gremien (auf Antrag von Beig. 

Heinemann sowie der SPD-Fraktion) 

 

8.2 Änderung der Hauptsatzung 343/2023 

9.1.1 Entscheidung über die Gesamtabschlussrichtlinie der Stadt Wilhelmshaven und die 

Festlegung des Konsolidierungskreises sowie Verzicht auf die Aufstellung von 

konsolidierten Gesamtabschlüsse für die Jahre 2014 bis einschl. 2020 

262/2023 

9.1.2 Haushaltsplanung für die Jahre ab 2025 385/2023 

9.1.3 Gesellschaftervereinbarung Tourismus Agentur Nordsee GmbH 387/2023 

9.1.4 Bürgerbeteiligung im Strategieprozess Strukturwandel Kohleausstieg 395/2023 

9.1.5 Anregung § 34 NKomVG - Erhebung einer örtlichen Verbrauchssteuer auf Einweg-

Take-away Verpackungen 

345/2023 

9.1.6 Antrag SPD-Fraktion: Kündigung des Vertrages mit dem Service Center Oldenburg 

zum 31.12.2024 und gleichzeitiger Aufbau eines städtischen Service Centers 

562/2023 

9.1.7 Antrag Gruppe WIN@WBV, Berner, FDP, FW: Gewährung eines Darlehens an das 

Klinikum Wilhelmshaven zur Fortführung des Klinikneubaus 

597/2023 

9.1.8 Interfraktioneller Antrag Grüne & GfW / WIN@WBV,Berner,FDP,FW / CDU / Die 

Bunten: Änderung der Hauptsatzung der Stadt Wilhelmshaven 

606/2023 

9.2.1 Zustimmung zum Mietspiegel 2023 und Neues Konzept zur Angemessenheit der 

Kosten der Unterkunft für 2024/2025 für die Stadt Wilhelmshaven 

334/2023 

9.2.2 Bebauungsplan Nr. 221 - Rüstersieler Groden Süd / Östlich Friesendamm - Neuer 

Aufstellungsbeschluss 

377/2023 

9.2.3 Bebauungsplan Nr. 222 - Rüstersieler Groden Süd / Zum Kraftwerk - Neuer 

Aufstellungsbeschluss 

378/2023 

9.2.4 Durchfahrtssperre Neuengrodener Weg 379/2023 

9.2.5 Ausbau des Radnetzes in Wilhelmshaven Hier: Radweg am Bontekai vom "Am 

großen Hafen" bis "Deichstraße" 

380/2023 

9.3.1 Berufung eines beratenden Mitgliedes der Arbeitsgemeinschaft der 

Wohlfahrtsverbände (AGW) in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und 

Integration 

342/2023 

9.4.1 Verzicht auf Feuerwerke 368/2023 

9.5.1 Antrag WIN@WBV- und CDU-Fraktion: Konzeptentwicklung für die 

Verwaltungsstruktur unter Berücksichtigung des künftigen Personalfehls als auch 

der Digitalisierungsmöglichkeiten 

547/2023 

9.5.2 Antrag SPD-Fraktion: Weiterbetrieb Bürger-WLAN 602/2023 

9.6.1 Übersicht der in 2023 erfolgten Verkaufsfälle von Erbbaurechtgrundstücken 347/2023 

9.6.2 Friedenstr. 100 Erbbaurechtbestellung für KiTa 348/2023 

9.6.3 Pflegekonzept Banter SeePark 367/2023 

9.6.4 Ankauf Fläche Ebert-/Virchow-/Rheinstraße 371/2023 

9.6.5 Ankauf von Grundstücken der DB (Westgleis) 372/2023 

9.6.6 Abstimmung Ausschreibungstext Objektbeschreibung Hofstelle Fegefeuer 

Antonslust 15 

373/2023 

9.7.1 Satzung zur Änderung der Gebührensatzung Straßenreinigung 350/2023 

9.7.2 Satzung zur Änderung der Gebührensatzung Grundstücksabwasseranlagen 351/2023 

9.7.3 Satzung zur Änderung der Gebührensatzung Zentrale Abwasseranlage 352/2023 

9.7.4 Satzung zur Änderung der Gebührensatzung Abfallentsorgung 353/2023 

9.8.1 Abberufung und Berufung eines neuen stimmberechtigten Mitglieds für den 

Jugendhilfeausschuss 

375/2023 

9.9.1 Antrag SPD-Fraktion: Maßnahmenkatalog für die Sicherheit in unserer Innenstadt 605/2023 

9.9.2 Antrag Gruppe WIN@WBV, Berner, FDP, FW: Erarbeitung eines Konzeptes zur 610/2023 
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inklusiven Schullandschaft für den Schulstandort Wilhelmshaven 

10.1 Gemeinsamer Antrag von SPD- und CDU-Fraktion: Zeitliche Begrenzungen für die 

zukünftigen Ratssitzungen durch Änderung der Geschäftsordnung 

587/2023 

10.2 Antrag Gruppe GRÜNE und GfW: Verbesserung Radverkehr Umfeld Nordseepassage 611/2023 

10.3 Antrag Gruppe GRÜNE und GfW: Prüfung Situation Spielstraße in der Grenzstraße 612/2023 

10.4 Antrag Gruppe GRÜNE und GfW: Prüfung PV-Anlagen auf städtischen Parkplätzen 613/2023 

10.5 Antrag SPD-Fraktion: Bereitstellung von Seminarräumen für den Seniorenbeirat 614/2023 

10.6 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und CDU sowie der Gruppe WIN@WBV, 

Berner, FDP, FW: Änderung der Dezernatsverteilung 

616/2023 

11 Einwohnerfragestunde II 

(Fragen zur Tagesordnung der soeben abgehandelten Ratssitzung gem. § 20 Abs. 3 

der Geschäftsordnung des Rates) 

 

 

 

 

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung 

sowie der Beschlussfähigkeit  

 

 

Ratsvorsitzender Becker eröffnete die Sitzung und stellte die ordnungsgemäße 

Einladung sowie die Beschlussfähigkeit fest. 

 

2 Feststellung der Tagesordnung   

 

Oberbürgermeister Feist stellte den Dringlichkeitsantrag für drei 

Beschlussvorlagen, die als Tischvorlage verteilt worden sind, für den 

nichtöffentlichen Teil und begründete die Dringlichkeit. Der Dringlichkeitsantrag 

wurde bei zwei Enthaltungen einheitlich angenommen. 

 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 

(bei 39 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung) 

 

Die Tagesordnung wird in der geänderten Form festgestellt. 

 

3 Genehmigung des Protokolls über die öffentliche Sitzung des Rates 

sowie der Einwohnerfragestunde vom 20.09.2023 (fortgesetzt am 

11.10. und 15.11.2023)  

 

 

Herr Tönjes mahnte an, dass das Protokoll inhaltsleer sei, und kündigte an, die 

Genehmigung abzulehnen. Frau Mandt widersprach der gemeinsamen 

Abstimmung. Nach Rücksprache mit dem Ersten Stadtrat Schönfelder erwiderte 

Ratsvorsitzender Becker, dass es nicht möglich sei, über die einzelnen 

Sitzungstage getrennt abzustimmen.  

 

Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(bei 26 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimmen und 13 Enthaltungen) 

 

Das Protokoll über die öffentliche Sitzung des Rates sowie der 

Einwohnerfragestunde vom 20.09.2023 (fortgesetzt am 11.10. und 

15.11.2023) wird genehmigt. 
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4 Einwohnerfragestunde I 

(Fragen zu Angelegenheiten der Gemeinde gem. § 20 Abs. 2 der 

Geschäftsordnung des Rates)  

 

 

Fragen zu Angelegenheiten der Gemeinde lagen nicht vor. 

 

5 Aktuelle Stunde   

 

Es lag kein Antrag auf Durchführung einer aktuellen Stunde vor. 

 

6 Bericht über wichtige Beschlüsse des Verwaltungsausschusses   

 

Oberbürgermeister Feist informierte, dass der Verwaltungsausschuss dem 

Verwaltungsrat der Sparkasse Entlastung erteilt habe. 

 

7 Bericht des Oberbürgermeisters über wichtige Angelegenheiten   

 

Oberbürgermeister Feist lud die Anwesenden auf der Tribüne und die 

Ratsmitglieder zum Neujahrskonvent am Sonntag, 14. Januar 2024, 11.30 Uhr, ins 

Neue Gymnasium Wilhelmshaven ein. 

Außerdem informierte er zur Standortfrage für eine Sammelunterkunft für 

Geflüchtete: Die Zusage, Liegenschaften des Bundes kostenfrei durch Kommunen 

zu nutzen, sei durch die Ministerpräsidentenkonferenz Anfang November erfolgt. 

Das alte Zollgebäude in der Adalbertstraße sei aus Sicht der Verwaltung sehr 

geeignet. Die Herrichtung wäre in einem akzeptablen Zeitfenster zu schaffen. Da 

nach der Ersteinschätzung noch weitere Details geklärt werden mussten, hatte 

der Rat das Thema deswegen im November zunächst vertagt. Mittlerweile sei von 

der BImA zwar keine Absage erteilt worden, sehr wohl sei aber ein Schreiben bei 

der Stadt eingegangen, das einer Absage gleichkomme. Die Botschaft dieses 

Schreibens sei, dass durch hohe Preise und lange Herrichtungszeiten letztendlich 

eine Bereitstellung an die Kommune verneint werde. Oberbürgermeister Feist 

zeigte sich erbost, da dies der Zusage und dem Versprechen aus der 

Ministerpräsidentenkonferenz widerspreche. Die behördliche Arbeitsebene würde 

das Versprechen diskreditieren, deswegen sei er sehr ärgerlich. Man habe nicht 

mehr die Zeit, weitere drei Jahre zu warten. Er selbst und die Verwaltung hätten 

versucht, auf politischer und Arbeitsebene andere Ergebnisse herbeizuführen. 

Allerdings brauche man nun verlässliche Arbeitsbedingungen. Er kritisierte, dass 

die staatliche Aufgabe der Flüchtlingsunterbringung nicht einfach an die 

Kommunen übertragen und diese damit allein gelassen werden könnten. 

 

Ratsherr Berner fragte nach Klagemöglichkeit gegen die BImA und regte an, den 

Weg über den Städtetag zu gehen.  

 

Oberbürgermeister Feist sagte zu, auch weiter an dem Thema dran zu bleiben. 

Aber die Zeit dränge, die Menschen aus der Ebertstraße anderweitig 

unterzubringen, um die Zusage, das Gebäude für die Grundschule Rheinstraße 

herzurichten, halten zu können.  
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Beigeordneter Heinemann informierte, dass die CDU über die 

Bundestagsabgeordnete Janssen die Möglichkeit der Schadenersatzansprüche 

prüfe.  

 

Beigeordneter Block informierte, dass SPD über die Bundestagsabgeordnete 

Möller diese Möglichkeit ebenfalls prüfe.  

 

7.1 Sachstand TANO   

 

Oberbürgermeister Feist berichtete über den aktuellen Sachstand: 

 

Die TANO habe im November erstmals gemeinsam mit der Nationalpark-

Verwaltung das Weltnaturerbeforum in Norddeich ausgerichtet und sei jetzt 

offiziell Nationalpark-Partner. Zudem habe die TANO einen Sitz im Nationalpark-

Beirat sowie dem Vergaberat des Nationalparks Wattenmeer. Weiter habe die 

TANO auch einen Sitz in der internationalen Network Group Sustainable Tourism 

(NGST).  

Die TANO beteilige sich aktiv in einer Arbeitsgruppe zum Zukunftspakt Fischerei 

und habe dort einen Sitz in der Steuerungsgruppe Fischwirtschaftsgebiet 

Nordseeküste Niedersachsen übernommen. Vor kurzem sei die TANO Mitglied 

der Europäischen Leuchtturm-Route geworden und fungiere seitdem als 

Ansprechpartner dieser Route für die niedersächsische Nordseeküste.  

Im Februar 2024 wolle die TANO erstmals den NordseeTourismusTag 

veranstalten, der in Bremerhaven stattfinden werde. Ab 2024 werde die TANO 

zudem Kooperationspartner bei dem EWE-Nordseelauf und dem 

Nordseeküstenradweg.  

Die TANO arbeite mit dem eigens initiierten Arbeitskreis Digitalisierung daran, 

den Partner*innen Lösungsvorschläge zu einem regionsweit einheitlichen 

digitalen Angebot zu unterbreiten. Zur Verstärkung des Teams werde aktuell 

ein*e Digitalisierungsmanager*in gesucht.  

Zusammen mit einer niederländischen Stiftung werde derzeit ein Antrag für ein 

Interreg-Projekt Grüne Küstenstraße vorbereitet. Diese Route war bereits vor 

Jahrzehnten erfolgreich vermarktet worden und solle inhaltlich modifiziert 

wiederbelebt werden.  

 

8 Vorlagen des Verwaltungsausschusses an den Rat  

(Beigeordneter Block)  

 

 

8.1 Um- und Neubesetzung von Ausschüssen und Gremien (auf Antrag 

von Beig. Heinemann sowie der SPD-Fraktion)  

 

 

Herr Block brachte den Antrag der SPD-Fraktion ein.  

 

Herr Heinemann erklärte, dass im Seniorenbeirat Frau Anna Demny für das 

verstorbene Beiratsmitglied Günter Hinrichs benannt worden sei. Aus 

persönlichen Gründen könne sie das Amt allerdings nicht antreten. Stattdessen 

werde Herr Volker Perschmann die Nachfolge antreten und auch den Sitz des 

Seniorenbeirates im Sozialausschuss übernehmen. 
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Herr Block informierte über folgende Umbesetzungen für die SPD:  

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Brandschutz: 

 

Abgabe: 

Norbert Brandt 

 

Neu: 

Susanne Kempe 

 

Datenverarbeitungs- und Digitalisierungsausschuss 

 

Abgabe: 

Susanne Kempcke 

 

Neu: 

Birgit Holtz 

 

Sportausschuss 

 

Abgabe:  

Norbert Brandt 

 

Neu: 

Susanne Kempcke 

 

Personalausschuss 

 

Abgabe: 

Volker Block 

 

Neu: 

Nurhayat Bakir-Block 

 

Aufsichtsrat Wirtschaftsförderungsgesellschaft WHV mbH 
 

Abgabe: 

Christina Heide 
 

Neu: 

Volker Block 

 

Metropolregion 
 

Abgabe: 

Volker Block 
 

Neu: 

Uwe Heinemann 
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Herr Burkhart informierte über folgende Umbesetzungen für die Gruppe 

Grüne/GfW:  

Im Betriebsausschuss Technische Betriebe werde Martin Burkhart ausscheiden, 

den Sitz übernimmt Walter Schäfer. Im Ausschuss für Planen und Bauen werde 

Walter Schäfer ausscheiden und Martin Burkhart den Sitz übernehmen. 

 

Herr Bulla gab bekannt, dass für die Gruppe WIN@WBV, Berner, FDP und FW Dr. 

Angela Kirstges den Beirat der Volkshochschule und Musikschule verlasse und 

stattdessen Dr. Uwe Weithöner den Sitz übernehme. 

 

Der Rat stimmte den vorgetragenen Umbesetzungen bei 37 Ja-Stimmen und 3 

Enthaltungen einstimmig zu. 

 

8.2 Änderung der Hauptsatzung  343/2023 

 

Herr Block trug den Beschlussvorschlag des Verwaltungsausschusses vom 

18.12.2023 vor. 

 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 

(bei 38 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen) 

 

Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beschließt die Satzung zur 

Änderung der Hauptsatzung der Stadt Wilhelmshaven laut Anlage. 

 

9 Vorlagen der Fachausschüsse an den Rat  

 

 

9.1 Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft, Tourismus und Häfen 

(Beigeordneter Heinemann)  

 

 

9.1.1 Entscheidung über die Gesamtabschlussrichtlinie der Stadt 

Wilhelmshaven und die Festlegung des Konsolidierungskreises sowie 

Verzicht auf die Aufstellung von konsolidierten Gesamtabschlüsse für 

die Jahre 2014 bis einschl. 2020  

262/2023 

 

Herr Heinemann trug den Beschlussvorschlag des Ausschusses für Finanzen, 

Wirtschaft, Tourismus und Häfen vom 18.12.2023 vor. 
 

Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(bei 38 Ja-Stimmen und 2 Nein-Stimmen) 
 

Der Rat beschließt: 

1. die anliegende „Gesamtabschlussrichtlinie der Stadt 

Wilhelmshaven“ und 

2. den anliegend dargestellten Konsolidierungskreis sowie 

3. davon abzusehen für die Haushaltsjahre 2014 bis einschließlich 

2020 nach § 128 Abs. 4 NKomVG einen konsolidierten 

Gesamtabschluss aufzustellen und 

4. für das Haushaltsjahr 2021 auf die Erstellung einer 

Kapitalflussrechnung zu verzichten. 
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9.1.2 Haushaltsplanung für die Jahre ab 2025  385/2023 
 

Herr Heinemann trug den Beschlussvorschlag des Ausschusses für Finanzen, 

Wirtschaft, Tourismus und Häfen vom 18.12.2023 vor. 
 

Herr Block führte aus, dass die SPD den Antrag ablehne. Die Fraktion sähe vor 

dem kommunalpolitischen Handlungsrahmens Nachteile und erachte jährliche 

Haushaltsbeschlüsse für vorteilhafter, um handlungsfähiger zu sein und besser 

reagieren zu können. Dem stimmte Herr Tönjes für die Bunten zu.  
 

Herr Bulla führte aus, er wolle die Verwaltung nicht überfordern, wünsche sich 

aber höhere Transparenz. In diesem Punkt seien die Ratsmitglieder bei den 

letzten Haushaltsberatungen enttäuscht worden. Das eingeführte Controlling 

scheine ihm jedoch als geeignetes Instrument, die geforderte Transparenz künftig 

zu erhalten. Der Prozess des Haushaltes sei sehr zeitintensiv, deswegen wolle die 

Gruppe die Verwaltung nicht noch mehr belasten und würde zunächst an der 

Aufstellung von Doppelhaushalten festhalten wollen.  
 

Herr Burkhart stimmte dem im Namen seiner Gruppe zu. Die Doppelhaushalte 

hätten sich bewährt, über Nachtragshaushalte könne auf aktuelle Entwicklungen 

reagiert werden.  
 

Die Zustimmung der CDU sicherte Herr Stoffers zu. Doppelhaushalte seien 

sinnvoll, das Verfahren habe sich bewährt. Der Nachtragshaushalt sei ein 

geeignetes Instrument, um auf aktuelle Entwicklungen zu reagieren.  
 

Herr Stump erklärte die Ablehnung durch die AfD und sprach sich für jährlich 

aufzustellende Haushalte aus. Diese böten das Höchstmaß an Transparenz.  
 

Oberbürgermeister Feist bat um Zustimmung zur Vorlage. Es gehe nicht nur um 

die Arbeitsbelastung der Verwaltung, sondern auch um die Belastung der 

ehrenamtlichen Ratsmitglieder durch beratungsintensive Sitzungen in Rat und 

Ausschüssen. Ein Doppelhaushalt garantiere zudem, dass die Kommune im 

zweiten Jahr ab Tag eins handlungsfähig sei und nicht erst auf die Genehmigung 

durch die Kommunalaufsicht warten zu müsse. Außerdem wies er auf die 2026 

anstehende Kommunalwahl hin und die sich daraus ergebenden Schwierigkeiten 

für den neuen Rat, bereits in seiner ersten Sitzung einen Haushalt aufstellen zu 

müssen, wenn vom Verfahren der Doppelhaushalte abgesehen werde. 
 

Herr Schön betonte, dass auch Nachtragshaushalte für die Verwaltung 

arbeitsintensiv seien. Wegen der höheren Transparenz spreche er sich für 

jährliche Haushalte aus. 
 

Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(bei 22 Ja-Stimmen und 17 Nein-Stimmen) 
 

Die Verwaltung wird beauftragt für die Jahre 2025/2026 einen 

Doppelhaushalt zu entwerfen und zur Beschlussfassung planmäßig 

im Rat am 27.11.2024 vorzubereiten. Die sich daran anschließende 

Mittelfristige Finanzplanung erstreckt sich auf die Jahre 2027 bis 

2029. 
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9.1.3 Gesellschaftervereinbarung Tourismus Agentur Nordsee GmbH  387/2023 

 

Herr Heinemann trug den Beschlussvorschlag des Ausschusses für Finanzen, 

Wirtschaft, Tourismus und Häfen vom 18.12.2023 vor. 

 

Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(bei 33 Ja-Stimmen und 7 Nein-Stimmen) 

 

Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beschließt die als Anlage 

beigefügte Gesellschaftervereinbarung der Gesellschafter der 

Tourismus-Agentur Nordsee GmbH (TANO). Die Verwaltung wird 

ermächtigt, die Gesellschaftervereinbarung zu unterzeichnen. 

 

9.1.4 Bürgerbeteiligung im Strategieprozess Strukturwandel Kohleausstieg  395/2023 

 

Herr Heinemann trug den Beschlussvorschlag des Ausschusses für Finanzen, 

Wirtschaft, Tourismus und Häfen vom 18.12.2023 vor. 

 

Herr Tönjes kritisierte, dass Menschen erst ab 16 Jahren im Verfahren beteiligt 

werden sollten. Er wies darauf hin, dass Kinder und Jugendliche laut NKomVG zu 

beteiligen seien. Diese würden aber mit der Beschlussvorlage ausgeschlossen 

werden. Sollte das so verabschiedet werden, kündige er an, die 

Kommunalaufsicht einschalten zu wollen. Ferner kritisierte er das geplante 

Vorgehen der Bürgerbeteiligung.  

 

Herr Schönfelder erwiderte, dass Herr Tönjes § 36 NKomVG in einem 

wesentlichen Wort falsch zitiert habe. Es sei eine Soll-Vorschrift, von der 

begründet abgewichen werden könne. Das Ermessen sei im Fachausschuss 

ausführlich dargelegt worden. Somit sei das geplante Vorgehen rechtlich 

überprüfbar.  
 

Herr Tönjes sah jedoch die Rechtspflicht der Gemeinde. Mit Blick auf die Zukunft 

sei es schwierig, alle Unter-16-Jährigen auszuschließen. 
 

Herr Burkhart brachte folgenden Änderungsantrag der Gruppe Grüne/GfW ein 

und begründet diesen: 
 

„An der Bürgerbeteiligung im Strategieprozess Strukturwandel Kohleausstieg sollen 

auch Kinder und Jugendliche partizipieren. Dazu ist ein Format zu wählen, dass die 

Kinder und Jugendlichen auch die Möglichkeit haben, die Zukunft ihrer Heimat 

mitzugestalten.“ 
 

Oberbürgermeister Feist verwies auf die Präsentation aus dem Ausschuss für 

Finanzen, Wirtschaft, Tourismus und Häfen. Neben den Altersgruppen, die gezielt 

eingeladen werden sollen, gäbe es die sogenannten WiSo-Partner, also „Partner 

aus Wirtschaft und Sozialem“. In dieser Personengruppe sei das 

Jugendparlament inkludiert und im Verfahren bereits vorgesehen. Man wolle also 

die Kinder und Jugendlichen nicht ausschließen, sondern sehe sie bereits an 

anderer Stelle im Verfahren vor.  
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Der Änderungsantrag wurde bei 12 Ja-Stimmen, 25 Nein-Stimmen und 3 

Enthaltungen mehrheitlich abgelehnt. 

 

Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(bei 29 Ja-Stimmen, 10 Nein-Stimmen und 1er Enthaltung) 

 

Dem Konzept zur Bürgerbeteiligung im Rahmen des 

Strategieprozesses „Strukturwandel Kohleausstieg“ in der Region 

Wilhelmshaven-Friesland wird zugestimmt. 

 

9.1.5 Anregung § 34 NKomVG - Erhebung einer örtlichen Verbrauchssteuer 

auf Einweg-Take-away Verpackungen  

345/2023 

 

Herr Heinemann brachte die Beschlussvorlage aus dem Ausschuss für Finanzen, 

Wirtschaft, Tourismus und Häfen vom 18.12.2023 ein.  

 

Herr Tönjes führte aus, dass jedes Stück Plastik, das jetzt schon vermieden 

werden könnte, der richtige Weg sei. Die Stadt könne nicht so lange warten, bis 

der Bundestag soweit sei. Deswegen würde seine Gruppe die Beschlussvorlage 

ablehnen. Er betonte, der Weg der Petenten sei der richtige. 

 

Herr Dr. Schulte sprach sich für die Beschlussvorlage aus, da davon auszugehen 

sei, dass im kommenden Jahr eine Bundesregelung komme. Eine zusätzliche 

Steuer würde die Wirtschaft belasten. Die Einführung einer kommunalen Steuer 

sei mit hohem Aufwand verbunden, zumal diese Steuer ggf. in wenigen Monaten 

wegen einer anderweitigen Regelung der Abrechnung wieder aufgehoben werden 

müsste.  

 

Herr Walzner kritisierte das Denglisch und mahnte an, in den Beschlussvorlagen 

englische Ausdrücke wegen der Unverständlichkeit zu vermeiden.  

 

Herr Schaar führte aus, eine Steuer könne durch Einführung eines 

Mehrwegsystems vermieden werden. Das Thema sei zu drängend, als der Vorlage 

der Verwaltung jetzt zuzustimmen.  

 

Herr Walpurgis erklärte, die Stadt Wilhelmshaven wolle Vorreiter sein und hätte 

jetzt die Möglichkeit ein Zeichen zu setzen. Er halte es für unwahrscheinlich, dass 

der Bund zeitnah eine gesetzliche Regelung herbeiführen werde.  

 

Oberbürgermeister Feist betonte, dass er sehr für die Reduzierung und 

Vermeidung von Müll sei. Innerhalb des Städtetages habe man sich aber 

abgestimmt, die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts abzuwarten. Die 

Menschen würden Verlässlichkeit und Rechtssicherheit wollen. Er sagte zu, dass 

die Verwaltung aktiv werde, wenn es nach dem Urteil des 

Bundesverwaltungsgerichtes eine kommunale Handlungsmöglichkeit geben 

werde.  

 

Herr Moriße kündigte an, die AfD werde den Antrag der Petenten ablehnen. 
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Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(bei 30 Ja-Stimmen und 10 Nein-Stimmen) 

 

Der Rat nimmt die von Herrn Wolf-Dietrich Hufenbach von der 

Zukunftswerkstatt Wilhelmshaven und Herrn Thomas Lukaszczuk 

eingereichten gleichlautenden Anregungen zur Kenntnis. Nach 

sachlicher Prüfung ergeht die Mitteilung an die Petenten, dass die 

Stadt Wilhelmshaven zurzeit auf die Erhebung einer örtlichen 

Verbrauchssteuer auf Einweg-Take-away Verpackungen verzichtet. 

Die von ihnen 

vorgebrachten Anregungen werden zwar grundsätzlich positiv 

gesehen, aber es bleibt zunächst abzuwarten, wie die 

bundesgesetzlichen Regelungen ab 2024 greifen. 

 

9.1.6 Antrag SPD-Fraktion: Kündigung des Vertrages mit dem Service 

Center Oldenburg zum 31.12.2024 und gleichzeitiger Aufbau eines 

städtischen Service Centers  

562/2023 

 

Herr Heinemann brachte den Antrag der SPD Fraktion ein.  

 

Herr Brandt stellte einen Vertagungsantrag bis zur Februarsitzung.  

 

Der Vertagungsantrag wurde bei 2 Enthaltungen und 38 Ja-Stimmen einstimmig 

angenommen. 

 

Beschluss: 

 

 

vertagt 

 

Kündigung des Vertrages mit dem Service Center Oldenburg zum 

31.12.2024 und gleichzeitiger Aufbau eines städtischen Service 

Centers auf Grundlage der städtischen Telefonzentrale. 

 

9.1.7 Antrag Gruppe WIN@WBV, Berner, FDP, FW: Gewährung eines 

Darlehens an das Klinikum Wilhelmshaven zur Fortführung des 

Klinikneubaus  

597/2023 

 

Herr Heinemann brachte den Antrag der Gruppe WIN@WBV, Berner, FDP, FW 

ein. 
 

Herr Bulla zog den Antrag zurück aufgrund eines bereits erteilten Prüfauftrags 

an die Verwaltung. 
 

Beschluss: 

 

 

zurückgezogen 
 

Der Rat beschließt,  

dem Klinikum Wilhelmshaven wird vom Eigenbetrieb RNK ein 

Darlehen in Höhe von 35,4 Mio. € für die Fortführung des 

Klinikneubaus gewährt. 

Die Verwaltung wird beauftragt, die zur Umsetzung notwendigen, 

insbesondere haushaltsrechten Schritte einzuleiten. 
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9.1.8 Interfraktioneller Antrag Grüne & GfW / WIN@WBV, Berner, FDP, FW / 

CDU / Die Bunten: Änderung der Hauptsatzung der Stadt 

Wilhelmshaven  

606/2023 

 

Herr Heinemann brachte den interfraktionellen Antrag ein. 

 

Herr Bulla stellte einen Vertagungsantrag, da seine Gruppe zunächst eine 

Übersicht von der Verwaltung erhalten möchte, über wie viele Beschlüsse in Höhe 

von 25.000 bis 49.000 Euro überhaupt gesprochen werde. Die Verwaltung solle bis 

zur nächsten Sitzung darstellen, wie viele Fälle dies seien.  

 

Herr Stoffers begrüßte eine Vertagung und wünschte zudem eine Übersicht, wie 

andere kreisfreie Städte in Niedersachsen verfahren würden, sowie eine 

Übersicht über die Kompetenzen der Betriebsleitungen von TBW und GGS.  

 

Auch Herr Schön sprach sich für die Vertagung aus.  

 

Dem Vertagungsantrag wurde bei 35 Ja-Stimmen und 5 Enthaltungen einstimmig 

zugestimmt. 

 

Beschluss: 

 

 

vertagt 

 

Die Hauptsatzung der Stadt Wilhelmshaven wird in den 

nachfolgenden Punkten geändert:  

 

§4 Ratszuständigkeit  

 

Abs.1  

Alt:  

Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs.1 Nr. 14NKomVg 

beschließt der Rat, wenn der Vermögenswert 50.000,-€ 

übersteigt.  

Neu:  

Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs.1 Nr. 14NKomVg 

beschließt der Rat, wenn der Vermögenswert 25.000,-€ 

übersteigt.  

 

Abs.3  

Alt:  

Der Rat behält sich gem. §58 Abs.3 S.2 NKomVG die 

Verfügung über veranschlagt Haushaltsmittel bei 

Grundstückskäufen über 500.000,-€ vor.  

Neu:  

Der Rat behält sich gem. §58 Abs.3 S.2 NKomVG die 

Verfügung über veranschlagt Haushaltsmittel bei 

Grundstückskäufen über 200.000,-€ vor.  
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§7 Geschäfte der laufenden Verwaltung  

 

Abs.1 Ziffer c 

 

Rechtsgeschäfte oder Verwaltungsverhandlungen, bei denen im 

Einzelfall folgende Wertgrenzen nicht überschritten werden: 

 

- An- und Verkauf von Grundstücken   streiche 50.000,-€

 setzte 25.000,-€  

- Bei Verträgen über Lieferungen und Leistungen  streiche 

50.000,-€  setzte 25.000,-€  

- Bei Verfügungen über Haushaltsmittel   streiche 

50.000,-€  setzte 25.000,-€ 

 

9.2 Ausschuss für Planen und Bauen (Beigeordneter Schön)  

 

 

9.2.1 Zustimmung zum Mietspiegel 2023 und Neues Konzept zur 

Angemessenheit der Kosten der Unterkunft für 2024/2025 für die 

Stadt Wilhelmshaven  

334/2023 

 

Herr Schön brachte die Beschlussvorlage aus dem Ausschuss für Planen und 

Bauen vom 21.11.2023 in ihrer ursprünglichen Fassung, wie sie im Ausschuss 

einstimmig beschlossen worden ist, ein. 
 

Herr Marušić brachte die neue, im RIS eingestellte Vorlage ein, nachdem er 

begründet hatte, dass die Wohnungswirtschaft in den Prozess nicht ausreichend 

eingebunden worden war und entsprechende Einwendungen eingereicht hatte. 

Mittlerweile sei die Wohnungswirtschaft eingebunden worden. In der Auswertung 

der Datensätze sei prinzipiell rechtmäßiges Vorgehen festgestellt worden, 

dennoch wolle man an verschiedenen Stellen nochmals nachsteuern und 

insbesondere in drei Kriterien tiefergehend prüfen. Es seien jedoch nur geringe 

Auswirkungen auf den Mietspiegel zu erwarten, da es lediglich um die 

Ausdifferenzierung innerhalb des Mietspiegels gehe. Deswegen schlage er eine 

Änderung der Vorlage vor und eine Vertagung des ersten Teils auf Februar, 

nachdem der Arbeitskreis Wohnungswirtschaft im Januar nochmals beteiligt 

werde.  
 

Oberbürgermeister Feist stellte daraufhin den Änderungsantrag inklusive der 

Vertagung des ersten Teils auf Februar, wie von Herrn Marušić vorgeschlagen. 
 

Herr Schön zeigte sich irritiert über die Vorgehensweise und wies darauf hin, dass 

der Ausschuss für Planen und Bauen ordentlich eingeladen worden sei und die 

Wohnungswirtschaft sich in dieser Sitzung hätte einbringen können. Er sehe hier 

eine Sondercausa für die Wohnungswirtschaft und rege an, dass diese sich 

künftig wie alle anderen auch an solchen Prozessen beteiligen. Dennoch könne er 

dem Änderungsantrag und dem vorgeschlagenen Vorgehen zustimmen.  
 

Herr Tönjes kritisierte die Vorlage, die im RIS eingestellt worden sei. Außerdem 

stellte er fest, dass die Daten des Mietspiegels korrekt seien. Auf seine Frage, 
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welche Auswirkungen das nun vorgeschlagene Vorgehen auf die Kosten der 

Unterkunft (KDU) habe, erläuterte Herr Marušić, dass die Beteiligungsprozesse 

tatsächlich nicht gut gelaufen seien. Auswirkungen auf Mieter*innen und 

Vermieter*innen durch eine rückwirkende Inkraftsetzung seien für die Kommune 

nicht absehbar, da es sich um ein Innenverhältnis zwischen den beiden Parteien 

handeln würde. Eine Beschlussfassung zu einem späteren Zeitpunkt hätte aber 

massive Auswirkungen auf den Sozialbereich wegen der Angemessenheit der 

KDU.  

 

Herr Stoffers fragte, ob sich durch die Vertagung Auswirkungen auf die 

Angemessenheit der KDU ergeben würden. Herr Marušić betonte, dass die 

Datengrundlage von der Wohnungswirtschaft anerkannt worden sei und somit 

keine Auswirkungen zu erwarten wären. 

 

Die geänderte Beschlussvorlage wurde zur getrennten Abstimmung gestellt:  

 

Der erste Teil wurde bei 38 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen einstimmig auf 

Februar vertagt. 

 

Der zweite Teil wurde bei 37 Ja-Stimmen und 3 Enthaltungen einstimmig 

beschlossen. 

 

Beschluss: 

 

 

getrennte Abstimmung 

 

1. Die Stadt beschließt den Mietspiegel zum Stichtag 01.04.2023 

(erstellt von ALP Institut für Wohnen und Stadtentwicklung 

GmbH, Hamburg). 

(vertagt, bei 38 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen) 

 

2. Die Stadt beschließt das neue Konzept zur Angemessenheit der 

Kosten der Unterkunft für 2024/2025 für die Stadt 

Wilhelmshaven (erstellt von ALP Institut für Wohnen und 

Stadtentwicklung GmbH, Hamburg). 

(einstimmig zugestimmt, bei 37 Ja-Stimmen und 3 Enthaltungen) 

 

9.2.2 Bebauungsplan Nr. 221 - Rüstersieler Groden Süd / Östlich 

Friesendamm - Neuer Aufstellungsbeschluss  

377/2023 

 

Herr Schön brachte die Beschlussvorlage aus dem Ausschuss für Planen und 

Bauen vom 12.12.2023 ein.  
 

Herr Brandt betonte, dass es schön gewesen wäre, wenn an dieser Stelle bereits 

über den Rückbau des Bodens und die Quecksilberbelastung gesprochen würde. 
 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 
 

Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beschließt aufgrund des § 2 (1) 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 

1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221), die erneute 
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Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 221-Rüstersieler Groden / 

Östlich Friesendamm -. Die Vorlage ist als Anlage des 

Originalprotokolls Bestandteil der Niederschrift. 

 

9.2.3 Bebauungsplan Nr. 222 - Rüstersieler Groden Süd / Zum Kraftwerk - 

Neuer Aufstellungsbeschluss  

378/2023 

 

Herr Schön brachte die Beschlussvorlage aus dem Ausschuss für Planen und 

Bauen vom 12.12.2023 ein.  

 

Herr Tönjes wies darauf hin, dass es hilfreich wäre die Öffentlichkeit über die 

Beteiligungsmöglichkeit zu informieren. 

 

Herr Brandt vermisste Aussagen zu den Auswirkungen auf Lärm und 

Immissionen durch die Flächenänderung. Er hoffe, dass dies im weiteren Verlauf 

erfolgen werde.  

 

Herr Marušić sagte zu, dass alle berechtigten Fragen von Ratsherrn Brandt im 

Zuge des Entwurfsbeschlusses aufgeführt und in diesem Zuge geklärt würden. 

 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 

 

Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beschließt aufgrund des § 2 Abs. 

1 Baugesetzbuch (BauGB) In der Fassung der Bekanntmachung 

vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 

1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert 

worden ist, die erneute Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 222 –

Rüstersieler Groden-Süd / Zum Kraftwerk-. Die Vorlage ist als 

Anlage des Originalprotokolls Bestandteil der Niederschrift. 

 

9.2.4 Durchfahrtssperre Neuengrodener Weg  379/2023 
 

Herr Schön brachte die Beschlussvorlage aus dem Ausschuss für Planen und 

Bauen vom 12.12.2023 ein.  
 

Herr Moriße fragte nach dem Vorteil des Vorhabens und den Kosten der Poller 

und Barken. Herr Marušić wies auf den Vorteil der Unterbindung des bestehenden 

Durchfahrtverkehrs hin. Die Poller seien eine kostengünstige Maßnahme im 

niedrigen vierstelligen Bereich. Außerdem solle eine zusätzliche Beleuchtung 

angebracht werden, die ebenfalls im niedrigen vierstelligen Bereich sei. 

Insgesamt sei also mit Kosten unter 10.000 Euro zu rechnen. Herr Moriße 

hinterfragte die Sinnhaftigkeit, da Autos durch die Abpollerung Umwege fahren 

müssten.  
 

Oberbürgermeister Feist wies darauf hin, dass es sich beim Neuengrodener Weg 

um eine Fahrradstraße handeln würde, in der Autos lediglich Gast wären. Die 

Erfahrung zeige, dass sich die Autofahrenden nicht an die Regelungen halten und 

dem Radverkehr Vorrang gewähren würden, vor allem aber nicht nur Anliegende 

diese Straße befahren. Eine Vielzahl von Verkehrsteilnehmenden würden die 

Regeln ignorieren, bislang hätten alle anderen ergriffenen Maßnahmen keine 
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Wirkung gezeigt. Er wies darauf hin, dass der Rat die Einrichtung der 

Fahrradstraße mit großer Mehrheit beschlossen habe. In unmittelbarer Nähe 

befänden sich drei Schulen, der Neuengrodener Weg sei somit als Schulweg von 

hoher Bedeutung für den Radverkehr. Ebenso hoch sei seine Bedeutung für die 

touristischen und Naherholungsziele. Die nun zu errichtenden Poller dienten 

somit der Erhöhung der Verkehrssicherheit der Radfahrenden.  

 

Herr Hager stimmte dem Oberbürgermeister zu, dass der Weg eine Rennstrecke 

sei. Er stellte für die SPD den Änderungsantrag, dass Bodenschwellen errichtet 

werden sollen, um die Raserei zu unterbinden: 

 

„Der Rat der Stadt beschließt, dass zur Verkehrsberuhigung Bodenschwellen derart 

auf dem Neuengrodener Weg installiert werden, dass ein normaler 

Durchgangsverkehr nicht mehr möglich ist.“ 

 

Herr Marušić erläuterte, dass durch Bodenschwellen der Fahrradverkehr eine 

Einschränkung erfahren würde. Deswegen halte er dies nicht für die richtige 

Lösung.  

 

Herr Walzner verwies auf die Helderei, die zeige, dass Bodenschwellen keine 

Lösung seien, da Autofahrende sie umfahren würden. Dieser Auffassung 

schlossen sich auch die Herren Tönjes und Burkhart an.  

 

Herr Baruschke widersprach der Aussage von Herrn Marušić und verwies auf 

spezielle Bodenschwellen, die die Durchfahrt von Radfahrenden zulassen würden. 

 

Der Änderungsantrag wurde bei 30 Nein-Stimmen, 9 Ja-Stimmen und 1 

Enthaltung mehrheitlich abgelehnt.  

 

Herr Fischer verwies darauf, dass die in der Beschlussvorlage nun 

vorgeschlagene Lösung unter Beteiligung der Anwohnenden erfolgt sei. Er halte 

die Poller für eine kostengünstige Lösung.  

 

Frau Heide verwies auf scheinbaren Schulungsbedarf von Autofahrenden, die die 

Regeln nicht einhalten würden, und führte dazu auch die Bremer Straße an.  

 

Auf die Frage von Herrn Stump, wie der Busverkehr wenden solle, verwies Herr 

Marušić auf die Wendemöglichkeit auf dem Parkplatz Ehrenfriedhof.  

 

Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(bei 36 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung) 

 

Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beauftragt die Verwaltung mit der 

Umsetzung der Durchfahrtssperre am Neuengrodener Weg. 
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9.2.5 Ausbau des Radnetzes in Wilhelmshaven Hier: Radweg am Bontekai 

vom "Am großen Hafen" bis "Deichstraße"  

380/2023 

 

Herr Schön brachte die Beschlussvorlage aus dem Ausschuss für Planen und 

Bauen vom 12.12.2023 ein.  

 

Herr Moriße erklärte, die AfD werde die Beschlussvorlage ablehnen, da zunächst 

die bestehenden Radwege dringend saniert werden müssten, bevor neue errichtet 

werden könnten.  

 

Oberbürgermeister Feist verwies auf die Bautätigkeit von TBW in diesem Jahr: 

rund elf Kilometer Radwege seien für 3,4 Mio. Euro gebaut und saniert worden. Er 

sprach den Mitarbeitenden sein Lob aus. Es stehe außer Zweifel, dass noch viel zu 

tun sei, aber auch im kommenden Jahr sei bereits entsprechendes Geld 

vorgesehen. 

 

Herr Tönjes begrüßte, dass an der Radverkehrssituation gearbeitet werde. Viele 

Radwege entsprächen dem alten Stand, weswegen viele Radfahrende auf der 

Straße fahren würden.  

 

Frau Mandt begrüßte namens der CDU die Vorlage. Sie stimmte Beigeordnetem 

Tönjes zu, dass die bisherigen Flächen eben nicht ermöglichen würden, im 

Bestand zu sanieren, sondern einen Neubau erforderlich machten.  

 

Herr Schaar sah gute Chancen, die an vielen Stellen im Stadtgebiet vorhandenen 

breiten Straßen für den Radverkehr auszubauen. Er brachte anschließend einen 

Änderungsantrag seiner Gruppe ein und stellt gleichzeitig den Änderungsantrag 

zum Änderungsantrag, um daraus einen Prüfauftrag zu machen: 

 

„Geprüft werden soll durch die Verwaltung, die geplante Streckenführung 

dahingehend zu ändern, dass der Radweg im Bereich Deichbrücke/Havencafé auf der 

alten Bahntrasse weitergeführt, nicht ausschließlich über einen Umweg auf die 

Weserstraße umgelenkt und nicht dann erst wieder zurück auf die alte Gleisstrecke 

geführt wird. Der Radweg soll an dieser Stelle mindestens alternativ dem alten 

Schienenverlauf folgen und zusätzliche Überquerungen des fließenden Radverkehrs 

über die Wesertraße unnötig machen.“ 

  

Herr Schön sprach sich für den ursprünglichen Änderungsantrag aus, eine 

Prüfung halte er nicht für notwendig. Die Verwaltung solle stattdessen den 

Auftrag erhalten, die vorgeschlagene Änderung umzusetzen.  

 

Herr Marušić führte aus, dass der Knotenpunkt Weserstraße bislang noch nicht 

durchgeplant sei. Zum jetzigen Zeitpunkt könne nicht zugesagt werden, dass 

dieser Bereich exakt so verkehrsrechtlich überhaupt umgebaut werden könne. 

Die Präferenz des Rates sei aber wahrgenommen und solle priorisiert forciert 

werden.  
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Herr Fischer erklärte, dass der Prüfauftrag gut sei und es im weiteren Verfahren 

vermutlich genau auf diese Variante hinauslaufe, wie ihm der zuständige 

Verkehrsplaner Herr Heintz erklärt habe. Dem schloss sich auch Frau Mandt für 

die CDU an.  

 

Herr Ehlers betonte, er wolle Herrn Marušić beim Wort nehmen, dies mit 

Präferenz zu prüfen. Die jetzige Routenführung würde dem widersprechen, was 

Radfahrende nutzen würden.   

 

Herr Tönjes fragte, wie damit umgegangen werde, dass dieser Gleisabschnitt der 

GEW gehöre. Herr Marušić wies auf Bereitschaft der GEW hin. Auf die Frage von 

Herrn Tönjes, ob der Fördertopf noch offen sei, könne er jedoch keine Prognose 

geben. Seiner Erkenntnis nach solle der Fördertopf wieder geöffnet werden, eine 

Garantie könne er aber nicht geben.  

 

 

Die Sitzung wurde anschließend von Herrn Becker für eine Pause von 15.30 bis 

15.50 Uhr unterbrochen. 

 

 

Nach dem Wiedereintritt in die Sitzung stimmte Herr Schaar Herrn Schön zu. Er 

sehe aber sehr wohl, dass der Prüfauftrag die Mehrheit erhalten werde, und hoffe 

auf die Zusagen von Herrn Marušić. Er vertraue, dass es am Ende eine gute 

Lösung geben werde. 
 

Der Änderung des Änderungsantrags wurde bei 36 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen 

und 1 Enthaltung mehrheitlich zugestimmt.  
 

Zum geänderten Beschlussvorschlag führte Herr Schön aus, er unterstütze zwar 

die Aussage von Oberbürgermeister Feist, dass schon viel für Radwege getan 

werde. Gleichzeitig fordere er aber die Vorlage des verlangten 

Radverkehrskonzeptes an.  
 

Beschluss: 

 

 

geänderter Beschlussvorschlag 

(inkl. Änderung bei 36 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen und 1 

Enthaltung) 
 

Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beschließt den weiteren Ausbau des 

Radnetzes in Wilhelmshaven zwischen der Straße „Am großen Hafen“ bis 

„Deichstraße“ und die Erarbeitung des Förderantrages zur zeitnahen 

Umsetzung der in der Begründung beschriebenen Bestandteile. 
 

Die geplante Streckenführung wird dahingehend geändert, dass der 

Radweg im Bereich Deichbrücke/Havencafé auf der alten Bahntrasse 

weitergeführt, nicht ausschließlich über einen Umweg auf die 

Weserstraße umgelenkt und nicht dann erst wieder zurück auf die alte 

Gleisstrecke geführt wird. Der Radweg soll an dieser Stelle mindestens 

alternativ dem alten Schienenverlauf folgen und zusätzliche 

Überquerungen des Radverkehrs über die Weserstraße unnötig machen. 
 

(geändert auf Antrag von Gruppe Grüne und GfW im Rat vom 20.12.2023) 
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9.3 Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Integration  

(Ratsfrau Schröder)  

 

 

9.3.1 Berufung eines beratenden Mitgliedes der Arbeitsgemeinschaft der 

Wohlfahrtsverbände (AGW) in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit 

und Integration  

342/2023 

 

Frau Holtz brachte die Beschlussvorlage aus dem Ausschuss für Soziales, 

Gesundheit und Integration vom 23.11.2023 ein.  

 

Auf die Frage von Herrn Moriße, warum sich Herr Böcker nicht vorgestellt habe, 

informierte Herr Becker über die erfolgte Vorstellung im Fachausschuss. 

 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 

 

Herr Böcker wird ab 01.01.2024 als Nachfolger von Frau 

Schwarting-Boer als Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der 

Wohlfahrtsverbände in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und 

Integration berufen. 

 

9.4 Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Brandschutz 

(Ratsfrau Kloster)  
 

 

9.4.1 Verzicht auf Feuerwerke  368/2023 
 

Frau Sanchez Mengeler brachte in Vertretung für Frau Kloster die 

Beschlussvorlage aus dem Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft 

und Brandschutz vom 06.12.2023 ein.  
 

Oberbürgermeister Feist warb dafür, dem Vorschlag zuzustimmen und hob die 

Bedeutung der Stadt am Weltnaturerbe Wattenmeer hervor. In der öffentlichen 

Diskussion sei von denjenigen, die einen freiwilligen Verzicht auf 

Höhenfeuerwerke bei den Großveranstaltungen der Stadt bzw. ihrer 

Tochterunternehmen ablehnen, stark die wirtschaftliche Perspektive angeführt 

worden. Im Niedersächsischen Wattenmeer gebe es 124 Mio. Euro Wertschöpfung 

durch Wattenmeertourismus mit 5.000 Arbeitsplätzen. Er forderte Mut, durch 

andere Formen eines innovativen illuminierten Abschlusses zusätzliche Gäste 

anzuziehen. Niemand wolle den Gastronomen etwas wegnehmen. Die Erfahrung 

zeige, dass viele Besuchende des Feuerwerks dort stehen würden, wo gar keine 

Buden seien. Im Wirtschaftsplan der WTF stünden die Mittel für ein solch 

alternatives Format bereit. Die Nachbarn im Wangerland würden zeigen, dass 

durch das Deichleuchten als Ersatz für ein klassisches Feuerwerk zusätzliche 

Wertschöpfung generiert würde.  
 

Herr Stump konnte nach eigener Aussage die Ausführungen des 

Oberbürgermeisters nicht nachvollziehen. Er könne nicht nachvollziehen, dass 

das jahrzehntelang durchgeführte Höhenfeuerwerk negative Auswirkungen auf 

die Tierwelt haben solle. Viele Menschen kämen extra für das Höhenfeuerwerk 

nach Wilhelmshaven.  
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Beigeordneter Block brachte einen Änderungsantrag der SPD ein und 

begründete diesen: 

 

„Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beschließt, bei jeglichen Veranstaltungen, die 

sowohl von der Stadt selbst, als auch von ihren Tochterunternehmen/Beteiligungen 

ausgerichtet werden, auf Feuerwerke zu verzichten. Das gilt nicht für von der WTF 

Wilhelmshaven Touristik & Freizeit GmbH organisierte Großveranstaltungen, wie zum 

Beispiel das Wochenende an der Jade. Zusätzlich prüft die Verwaltung, an welchen 

Orten in der Stadt bestimmte Feuerwerksverbotszonen festgelegt werden können, um 

insbesondere am Silvestertag Flora und Fauna zu schützen. Diese legt die Verwaltung 

dem Rat bis zum Mai 2024 vor.“ 

 

Für die SPD gehöre das abschließende Höhenfeuerwerk bei den 

Großveranstaltungen der WTF dazu. Dahingegen habe die SPD 2020 bereits einen 

Prüfauftrag zur Einrichtung von Feuerwerksverbotszonen eingereicht, der auch 

beschlossen worden sei. Er erwarte, dass bis Mai 2024 die Ergebnisse vorliegen.  

 

Auf Nachfrage von Ratsvorsitzendem Becker führte Oberbürgermeister Feist 

aus, dass lediglich die WTF im städtischen Konzern Höhenfeuerwerke ausrichte. 

Dennoch sei nicht auszuschließen, dass bei besonderen Anlässen auch andere 

Konzernbeteiligungen Feuerwerke machen könnten. Deswegen habe man sich 

aufgrund der Vorbildfunktion mit der allgemein gehaltenen Beschlussvorlage für 

den gesamten Konzern positionieren wollen. Ferner verwies er darauf, dass die 

Stadt in einem Vorjahr bereits per Allgemeinverfügung Verbotszonen eingerichtet 

habe. Die Gewährleistung der Kontrolle und Umsetzbarkeit sei allerdings fraglich.  

 

Frau Mandt betonte, dass die CDU den Änderungsantrag unterstützen werde und 

Böllerverbotszonen sinnvoll seien. 

 

Beigeordneter Tönjes betonte, dass die Stadt Vorbild für den privaten Bereich 

sein müsse und der freiwillige Verzicht auf Feuerwerk deswegen zu begrüßen sei. 

Die Auswirkung auf die Tierwelt müsse berücksichtigt werden, die zweifellos 

bereits belegt sei. Viele Gäste würden das Wochenende an der Jade besuchen, 

auch wenn es kein Höhenfeuerwerk gäbe.  

 

Herr Schönfelder führte aus, dass der Änderungsantrag grundsätzlich zulässig 

sei. Es sei aber möglicherweise sinnvoll, ihn zu splitten.  

 

Beigeordneter Tönjes widersprach der en-bloc-Abstimmung. 

 

Herr Brandt warb dafür, dem Änderungsantrag in beiden Punkten zuzustimmen.  

 

Herr Baruschke bezog sich auf die Aussage des Oberbürgermeisters und betonte, 

dass man auch mit Feuerwerk innovativ sein könne. Ein Verbot sei nicht sinnvoll. 

Darauf erwiderte Oberbürgermeister Feist, dass die Verwaltung von einem 

freiwilligen Verzicht, nicht von einem Verbot spreche. Das Wort „Verbot“ komme 

von der SPD.  
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Herr Dr. Weithöner fragte, warum bei der Silvesterveranstaltung im Pumpwerk 

explizit dafür geworben werde, Feuerwerkskörper mitzubringen. Er möchte 

wissen, wie dies einzuordnen sei. Oberbürgermeister Feist führte aus, dass es 

keine Veranstaltung der WTF, sondern eine Veranstaltung eines Gastronomen sei, 

der das Pumpwerk angemietet habe. Herr Walpurgis bekannte, dass er ein Faible 

für Feuerwerk habe. Er regte an, die auf der Tribüne anwesende Imke Zwoch für 

den BUND zu Wort kommen zu lassen. Ratsvorsitzender Becker erläuterte, dass 

im Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Brandschutz sowohl 

der BUND als auch die Schaustellenden und andere die Möglichkeit hatten, 

Stellung zu nehmen, und von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht hätten. Herr 

Baruschke stimmte zu, dass die Worterteilung an nur eine Person zu einer 

Einseitigkeit führen würde.  

 

Der Antrag, Imke Zwoch zu Wort kommen zu lassen, wurde bei 32 Nein-Stimmen, 

8 Ja-Stimmen und 8 Enthaltungen mehrheitlich abgelehnt.  

 

Herr Schaar gab zu Protokoll: „Ich wohne ganz in der Nähe der 

Seeschwalbenkolonie am Banter See und ich habe mir das zweimal mit dem 

Höhenfeuerwerk der WTF angesehen, welche Auswirkungen das auf diese Kolonie 

hat. Und die sind fatal. Man sieht, wie die Tiere in Panik fliehen. Die sind ja im 

Brutgeschäft. Und das löst viel aus bei diesen Tieren und das führt auch dazu, dass sie 

die Gelege verlassen. Wir haben ein massives Vogelsterben, wir haben massive 

Auswirkungen gehabt durch die Vogelgrippewellen. Der Zustand ist einfach da, man 

kann das nicht leugnen, auch wenn gepöbelt wird. Man kann‘s nicht leugnen, dass wir 

einen erheblichen Rückgang von Tieren in dem Bereich haben. Die Knallerei und das 

Höhenfeuerwerk stört erheblich diese Tiere. Durch den Änderungsantrag bedauere 

ich, dass wir von dem Ursprungsantrag weggekommen sind, weil wir dann jetzt in 

Richtung Böller diskutieren. Es ging aber um Höhenfeuerwerke und die haben eben 

auch diese Auswirkungen. Wenn wir jetzt darüber nachdenken, es wäre irgendwie 

doch ganz schön, dass man woanders böllert, das hilft uns in der Sache nicht weiter. 

Deshalb lehnen wir den Änderungsantrag ab und hoffen, dass die Vorlage der 

Verwaltung durchkommt.“ 

 

Herr Ehlers äußerte seine Sympathien für den Änderungsantrag, sprach sich 

aber gegen eine Splittung aus.  

 

Herr Werner zeigte sich erstaunt, dass Herr Diers nicht zur Sitzung eingeladen 

wurde, um seinen Standpunkt zu äußern. Außerdem sei er erstaunt, dass nach 

ausgiebiger Diskussion und Beschlussfassung im Juni nun die Vorlage 

eingebracht worden sei, weil der Oberbürgermeister scheinbar mit dem Ergebnis 

der Abstimmung nicht zufrieden sei. Die deutliche Mehrheit habe sich klar zum 

Höhenfeuerwerk bekannt. Es gebe keine Alternativen zu einem Höhenfeuerwerk 

bei vergleichbaren Großveranstaltungen. Er stellte fest, dass plötzlich nicht mehr 

über CO2, sondern nur noch über das Wattenmeer gesprochen werde. Durch das 

Absagen von Feuerwerken am Wasser habe es einen Rückgang von 30 Prozent an 

Hochzeiten gegeben.  
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Oberbürgermeister Feist widersprach, dass der Rat über dieses Thema 

abgestimmt habe. Die Gesellschafterversammlung der WTF habe in 

nichtöffentlicher Sitzung darüber beraten - der Rat sei nicht involviert gewesen. 

Es gehe auch nicht um seine persönliche Meinung, sondern darum, dass er 

bereits im Sommer zugesagt habe, aufgrund der hohen öffentlichen Bedeutung 

dieses Themas dem Rat eine entsprechende Beschlussvorlage vorzulegen. An 

diese Zusage halte er sich. Dass er die vielfältigen Argumente nicht angeführt 

habe, habe er aus sitzungsökonomischen Gründen getan, zumal im 

Fachausschuss ausführlich beraten worden sei.  

 

Herr Schön bezog sich auf die Frage von Herrn Dr. Weithöner und führte aus, 

dass im Ergebnis der Prüfung sicherlich auch das Pumpwerk in eine Verbotszone 

einbezogen werden könne.  

 

Herr Werner kritisierte erneut, dass Herr Diers nicht zur Sitzung eingeladen 

wurde und somit keine differenzierte ausgewogene Diskussion gewünscht sei.  

 

Ratsvorsitzender Becker betonte, dass Herr Diers im Fachausschuss gewesen 

sei und dort Position bezogen habe.  

 

Frau Zaage beantragte Ende der Debatte. Auf die Nachfrage von Herrn Burkhart 

„Dieser Antrag „Ende der Debatte“ kann sich aber nur auf den Änderungsantrag 

beziehen und nicht zu der Gesamtvorlage. Sehe ich das richtig?“ wurde von 

Ratsvorsitzendem Becker erklärt, von Frau Zaage sei angedacht, dass sich ihr 

Antrag auf die komplette Vorlage, nicht nur auf den Änderungsantrag beziehe. 

Darauf erwiderte Herr Burkhart: „Dem muss ich widersprechen, da ich noch zum 

eigentlichen Antrag auch noch einen Redebeitrag habe und der aber nicht zum 

Änderungsantrag dazugehört. Von daher würde ich warten, bis der 

Änderungsantrag beschieden ist, und dann zum Antrag noch eine Rede halten.“  

Ratsvorsitzender Becker sprach ihm zu, dem Geschäftsordnungsantrag 

widersprechen zu können. Herr Baruschke stimmte dem Ende der Debatte zu, 

Beigeordneter Tönjes sprach sich grundsätzlich gegen ein Ende der Debatte aus 

und wies darauf hin, dass sich dieser Geschäftsordnungsantrag nur auf den 

Änderungsantrag beziehen könne. Seine Gruppe habe ebenfalls noch einen 

Wortbeitrag zum Gesamtantrag.  
 

Der Geschäftsordnungsantrag von Frau Zaage auf Schluss der Debatte wurde bei 

11 Nein-Stimmen, 27 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen mehrheitlich 

angenommen und die Debatte damit beendet.  

Der Änderungsantrag wurde bei 15 Nein-Stimmen und 25 Ja-Stimmen ebenfalls 

mehrheitlich angenommen.  
 

Ratsvorsitzender Becker stellte nach Abstimmung mit dem Rechtsamt den 

Ursprungsantrag mit Änderung zur Abstimmung und führte aus, dass nun ein 

Antrag zur Geschäftsordnung nicht mehr möglich sei.  
 

Daraufhin gab Herr Burkhart eine persönliche Erklärung zu Protokoll: „Ich bitte 

um eine Protokollnotiz, dass auf unseren Hinweis, dass wir Ende der Debatte nur zum 

Änderungsantrag gestellt worden ist, dem zugestimmt worden ist. Wir aber trotzdem 
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verlangen, dass der eigentliche Antrag noch beraten wird, weil der noch zur Beratung 

steht. Diese Protokollnotiz bitte ich aufzunehmen, und wir werden das über die 

Kommunalaufsicht prüfen.“ 

 

Ratsvorsitzender Becker wies darauf hin, dass mit Herrn Schaar bereits eine 

Person für die Gruppe Grüne/GfW gesprochen habe und Herr Burkhart somit 

aufgrund des Beschlusses auf Ende der Debatte nun nicht mehr das Recht zu 

sprechen erhalten hätte.  

 

Beigeordneter Tönjes wies darauf hin, dass laut § 31 Abs. 2 der 

Geschäftsordnung der Ältestenausschuss einzuberufen sei. Er erinnere sich 

außerdem nicht, dass man einen Antrag auf Ende der Debatte jemals auf einen 

Gesamtantrag, und nicht nur auf einen Änderungsantrag angewendet habe. 

Ratsvorsitzender Becker wies erneut darauf hin, dass er sich an die 

Empfehlungen des Rechtsamtes halte.  
 

Oberbürgermeister Feist schlug vor, die Vorlage zurückzuziehen, um jetzt nicht 

den Ältestenausschuss einberufen zu müssen. Es sei doch absehbar, was die 

Mehrheit wolle. Ratsvorsitzender Becker verwies, dass das zum jetzigen 

Zeitpunkt in der Abstimmung nicht möglich sei.  
 

Herr Schönfelder führte aus, warum sich aus Sicht des Rechtsamtes der 

Geschäftsordnungsantrag auf Ende der Debatte auch auf den Ausgangsantrag 

erstrecken würde. Alle Gruppen und Fraktionen hätten bereits ausführlich und 

lange diskutiert und gesprochen. Die Regelung, dass Gruppen bzw. Fraktionen, 

die zu einem Antrag noch nicht gesprochen haben, die Möglichkeit eingeräumt 

werden müsse zu sprechen, schütze die Gruppen bzw. Fraktionen. Im 

vorliegenden Fall hätten jedoch alle Gruppen und Fraktionen ausführlich 

gesprochen und zwar nicht nur zum Änderungsantrag, sondern mit der 

Argumentation auf den Gesamtantrag Bezug genommen. Deswegen sei das 

Rechtsamt zu der Auffassung gelangt, dass alle Gruppen und Fraktionen 

gesprochen haben, und dass diese Regelung, die Gruppen und Fraktionen 

schütze, dass diese gar nicht zu Wort kommen, keine Anwendung finden müsse. 

Die Regelungen der Geschäftsordnung seien nur verfahrensleitende und lenkende 

Regelungen, aber keine Regelungen, die sich auf das materielle Rederecht und 

die Inhalte beziehen würden. 
 

Herr Schaar gab zu Protokoll: „Herr Vorsitzender, ich hatte mich geraume Zeit 

schon mit einem Geschäftsordnungsantrag gemeldet. Sie haben mich nicht zu Wort 

genommen, sondern haben die Diskussion fortgesetzt. Ich möchte eine persönliche 

Erklärung abgeben: Ich verwehre mich dagegen, dass das Rechtsamt entscheidet, 

welchen Part wir inhaltlich wo gesagt haben. Das kann es nicht sein. Das ist für mich 

nicht die Aufgabe des Rechtsamtes. Die Diskussion zum Änderungsantrag ist 

gelaufen. Und wenn Sie auf Ihre Liste gucken und wenn ich mich recht erinnere, 

haben sich aus vielen Gruppen und Fraktionen mehrfach Leute gemeldet. Das 

begrüße ich. Das gehört zur Demokratie dazu. Wir haben gewartet für den 

Ursprungsantrag. Und bislang – also seitdem ich dem Rat angehöre, war es auch so – 

haben wir zu den Änderungsanträgen diskutiert und dann zum Hauptantrag. Dass das 

jetzt nicht mehr möglich ist, dass wir unseren Beitrag jetzt nicht mehr leisten 

konnten, das ist aus meiner Sicht so nicht möglich. Wir haben auch eben angekündigt, 
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dass wir uns da beschweren werden. Aber wir machen’s jetzt vor allem hier. Was 

nützt uns aus Hannover ein Brief? Ich finde das schwierig für unseren Verlauf. Wir 

diskutieren jetzt so lange darüber. Was hätte uns das an Zeit gekostet, hätten wir 

unsere Erklärung abgegeben? Wir wären schon lange durch damit gewesen. Ich gebe 

die Erklärung schriftlich ab und ich bitte, das mit ins Protokoll zu nehmen“ 

 

Hinweis 1: Die schriftliche Erklärung der Gruppe Grüne/GfW wird dem Protokoll 

angefügt. 

 

Hinweis 2: Alle Wortbeiträge der Gruppe Grüne/GfW zum TOP 9.4.1 sind auf Wunsch 

der Gruppe im Wortlaut protokolliert. 

 

Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(inklusive Änderung, bei 25 Ja-Stimmen, 13 Nein-Stimmen und 1 

Enthaltung) 

 

Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beschließt, bei jeglichen 

Veranstaltungen, die sowohl von der Stadt selbst als auch von ihren 

Tochterunternehmen/Beteiligungen ausgerichtet werden, auf 

Feuerwerke zu verzichten. Das gilt u.a. für Großveranstaltungen 

wie das „Wochenende an der Jade“ oder den „Wilhelmshaven-

Sailing Cup“.  Das gilt nicht für von der WTF Wilhelmshaven 

Touristik & Freizeit GmbH organisierte Großveranstaltungen, wie 

zum Beispiel das Wochenende an der Jade. Zusätzlich prüft die 

Verwaltung, an welchen Orten der Stadt bestimmte 

Feuerwerkverbotszonen festgelegt werden können, um 

insbesondere am Silvestertag Flora und Fauna zu schützen. Diese 

legt die Verwaltung dem Rat bis zum Mai 2024 vor.  

 

(geändert auf Antrag der SPD Fraktion im Rat vom 20.12.2023) 

 

9.5 Datenverarbeitungs- und Digitalisierungsausschuss  

(Ratsherr Fischer)  

 

 

9.5.1 Antrag WIN@WBV- und CDU-Fraktion: Konzeptentwicklung für die 

Verwaltungsstruktur unter Berücksichtigung des künftigen 

Personalfehls als auch der Digitalisierungsmöglichkeiten  

547/2023 

 

Ratsherr Fischer brachte den Antrag der Gruppe WIN@WBV, Berner, FDP, FW 

ein und stellt einen Vertagungsantrag bis Februar.  

 

Dem Vertagungsantrag wurde einstimmig zugestimmt. 
 

Beschluss: 

 

 

vertagt 
 

Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beschließt:  
 

Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept für die 

Verwaltungsstruktur zu entwickeln, welches sowohl das künftige 

Personalfehl als auch dem gegenüberstehend die Möglichkeiten 
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der Digitalisierung berücksichtigt.  

Das Konzept soll keinen Denkverboten unterliegen und ggf. auch 

unterschiedliche Varianten und Möglichkeiten aufzeigen. 

Hinsichtlich finanzieller Auswirkungen sind sowohl alle 

Einsparungen in allen Bereichen aufzuzeigen als auch notwendige 

Ausgaben, die sich ggf. durch fortschreitende Digitalisierung 

ergeben. Die Digitalisierungsausgaben sind dabei getrennt nach 

Auswirkungen aufgrund ohnehin bestehender gesetzlicher 

Verpflichtung sowie ggf. zusätzliche Ausgaben, die aus weiteren 

Varianten/ Konzeptvorschlägen ergeben. Zu berücksichtigen ist 

auch die Ausweitung von Telearbeitsplätzen und der sich hieraus 

ergebende geminderte Raumbedarf. Zugrunde zu legen sind 

folgende Vorgaben: Unter Berücksichtigung der 

Personalfluktuation der vergangenen Jahre sowie des 

Ausscheidens aufgrund der Altersgrenze ist davon auszugehen, 

dass 150 Stellen (Vollzeitäquivalent=VZÄ) nicht nachbesetzt werden 

können, selbst wenn sich in der 

Aufgabenkritik/Verwaltungsstruktur keinerlei Änderungen ergeben 

würden. Es ist somit erforderlich, die Verwaltung so aufzustellen, 

dass die Aufgaben auch mit einer Reduzierung von 10% der Stellen 

(VZÄ) gewährleistet werden muss. Diese Reduzierung ist durch 

geeignete Maßnahmen im Zuge der Digitalisierung zu 

kompensieren, was einer sehr konservativen Einschätzung der 

Einsparung entspricht und somit solide erscheint. Die Reduzierung 

der VZÄ sind dementsprechend beginnen ab dem Kalenderjahr 

2026 mit mindestens 5 % auszuplanen und dann jährlich um 

mindestens ein Prozent zu steigern. Das Konzept ist dem Rat bis 

zum 30.11.2023 zur Beschlussfassung vorzulegen. Dieser 

Beschluss ist dem Haushaltssicherungskonzept zum Haushalt 

2023/2024 beizufügen, die obigen Vorgaben zum Stellensoll sowie 

ggf. Infrastrukturanpassungen in diesem zu berücksichtigen. 

Ausgaben für gesetzlich verpflichtende 

Digitalisierungsmaßnahmen dürften dabei nicht zusätzlich 

anfallen, da diese ohnehin in der Haushaltsplanung abgebildet sein 

müssen.  

 

 

Herr Burkhart betonte, er finde es unerträglich, dass Herr Moriße einem Ratsmitglied 

vorwerfe, nicht wie er selbst einer Arbeit nachzugehen, und forderte dafür eine Rüge 

durch den Ratsvorsitzenden. Herr Becker sagte, er könne diese Aussage nicht rügen, da 

er sie selbst nicht gehört habe. Herr Moriße führte aus, dass er sich am vergangenen 

Montag im Landtag befunden und ordnungsgemäß von den Gremiensitzungen in 

Wilhelmshaven abgemeldet habe. Herr Becker mahnte zu einem respektvollen Umgang 

miteinander. 
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9.5.2 Antrag SPD-Fraktion: Weiterbetrieb Bürger-WLAN  602/2023 

 

Herr Hager brachte den Antrag der SPD Fraktion ein und begründete diesen.  

 

Herr Burkhart bat um Rücknahme des Antrags, da die Verwaltung das Bürger-

WLAN bereits weiterbetreibe.  

 

Herr Hager zog den Antrag daraufhin zurück.  

 

Beschluss: 

 

 

zurückgezogen 

 

Der Rat der Stadt beschließt, 

1. Das Bürger-WLAN wird trotz der auslaufenden Förderung 

weiterbetrieben. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, dafür umgehend alle 

notwendigen Maßnahmen einzuleiten um die 

Aufrechterhaltung dieser elementaren digitalen Infrastruktur 

zu gewährleisten. Die dafür nötigen Mittel sollen im Haushalt 

des dafür zuständigen Fachbereichs querfinanziert werden. Ist 

dies nicht möglich ist der Ausschuss für Datenverarbeitung und 

Digitalisierung darüber umgehend zu informieren. 

3. Die Verwaltung informiert in der Januar-Sitzung 2024 im 

Ausschuss für Datenverarbeitung und Digitalisierung zum 

Sachstand. 

 

9.6 Betriebsausschuss Grundstücke und Gebäude (Ratsfrau Mandt)  

 

 

9.6.1 Übersicht der in 2023 erfolgten Verkaufsfälle von 

Erbbaurechtgrundstücken  

347/2023 

 

Frau Mandt brachte die Informationsvorlage aus dem Betriebsausschuss 

Eigenbetrieb Grundstücke und Gebäude der Stadt Wilhelmshaven vom 07.12.2023 

ein.  

 

Herr Tönjes fragte die Verwaltung, wie es zur Differenz bei den Bodenrichtwerten 

komme. Herr Marušić führte aus, dass der aktuelle Bodenrichtwert zum 

Zeitpunkt der Verhandlung des Vertrages verwendet wurde. Dass sich dieser Wert 

danach erhöhe, könne passieren.  

 

Beschluss: 

 

 

zur Kenntnisnahme 

 

Gemäß Ratsbeschluss vom 15.12.2021 (356/2021) wurde allgemein 

dem Verkauf von Erbbaurechtgrundstücken an den 

Erbbauberechtigten in der Regel zum Bodenrichtwert zugestimmt. 

Dem Rat ist in seiner letzten Sitzung des Jahres eine Übersicht 

über alle Verkaufsfälle von Erbbaurechtgrundstücken zum vollen 

Bodenrichtwert vorzulegen. 
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9.6.2 Friedenstr. 100 Erbbaurechtbestellung für KiTa  348/2023 

 

Frau Mandt brachte die Beschlussvorlage aus dem Betriebsausschuss 

Eigenbetrieb Grundstücke und Gebäude der Stadt Wilhelmshaven vom 07.12.2023 

ein.  

 

Frau Weinstock erkundigte sich nach der Laufzeit von 90 Jahren und bat um 

Mitteilung, ob eine kürzere Dauer möglich sei. Herr Marušić antwortet, dass sich 

die 90 Jahre aus dem Kommunalrecht ableiten würden. Grundsätzlich sei man 

zwar vertragsfrei, aber man sehe keinen Grund zu einer Abweichung.  

 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 

(bei 36 Ja-Stimmen und 3 Enthaltungen) 
 

Der Rat stimmt der Bestellung eines Erbbaurechts für die FDS 

Immobilien GmbH, Weserstr. 45, 26382 Wilhelmshaven, an einer 

Teilfläche aus dem Grundstück Friedenstr. 100 mit einer Gesamtfläche 

von ca. 4.823 m² zu einem Erbbauzins in Höhe von 2,10 €/m² (drei vom 

Hundert von BRW 70,00 € / qm) und daraus resultierend einer 

Gesamtsumme in Höhe von ca. 10.128,00 € / Jahr mit 

Wertsicherungsklausel für die Dauer von 90 Jahren zu. Zweck des 

Erbbaurechts: Errichtung / Betreibung einer Kindertagesstätte. 

 

9.6.3 Pflegekonzept Banter SeePark  367/2023 

 

Frau Mandt brachte die Beschlussvorlage aus dem Betriebsausschuss 

Eigenbetrieb Grundstücke und Gebäude der Stadt Wilhelmshaven vom 07.12.2023 

ein.  

 

Herr Schön erläuterte, dass es eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines 

Konzeptes gegeben habe. In dieser Arbeitsgruppe sei deutlich gemacht worden, 

wie wichtig die Grünfläche für die Fauna und Flora sei. Dafür zitierte er aus einem 

Schriftstück der Arbeitsgruppe. Dieselbe Arbeitsgruppe habe ein Mahdkonzept für 

die Fläche entwickelt, das leider nicht in der Vorlage zu finden sei. Deswegen 

werde die SPD der Beschlussvorlage nicht zustimmen, da zu befürchten sei, dass 

weiterhin Kahlschlag betrieben werde. Außerdem kündigte er an, dass die SPD 

einen Antrag zur Umwidmung der Fläche einbringen werde.  

 

Herr Fischer erkundigte sich nach weiteren Informationen zur Einbindung des 

Runden Tisches Naturschutz. Herr Marušić führte dazu aus und betonte, dass 

auch aus Naturschutzsicht eine regelmäßige Mahd sinnvoll sei. Frau Dr. Kirstges 

wies darauf hin, dass sich die SPD in den Runden Tisch hätte einbringen können.  

 

Beschluss: 

 

 

bei Stimmengleichheit abgelehnt 

(bei 19 Ja-Stimmen und 19 Nein-Stimmen) 
 

Die Flächen des Banter SeeParks zwischen der Emsstr. 20, 

Jadeinnovationszentrum und der Jadeallee wird künftig gemäß dem 

anliegenden Pflegekonzept bewirtschaftet. 
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9.6.4 Ankauf Fläche Ebert-/Virchow-/Rheinstraße  371/2023 

 

Frau Mandt brachte die Beschlussvorlage aus dem Betriebsausschuss 

Eigenbetrieb Grundstücke und Gebäude der Stadt Wilhelmshaven vom 07.12.2023 

ein.  

 

Herr Schön gab zu Protokoll, dass er sich nicht an der Diskussion und 

Abstimmung beteiligen werde, da die BImA involviert sei.  

 

Auf die Frage von Herr Stump, welchen Sinn es machen würde, sich als Stadt das 

Grundstück anzueignen, führte Herr Marušić aus, dass man damit eine gezielte 

städtebauliche Entwicklung forcieren möchte und Spekulationen vorbeugen wolle, 

da die aufgerufenen Preise aus Sicht der Verwaltung deutlich überzogen seien.  

 

Auf eine Nachfrage von Herrn Burkhart sagte Herr Marušić, dass man mit der 

BImA in guten Gespräch zum Ankauf des Altonaer Weges sei. Man habe natürlich 

keine 100 %-ige Sicherheit, aber gehe davon aus, dass Geduld aufgebracht werde.  

 

Auf eine Nachfrage von Herrn Tönjes führte Herr Marušić aus, dass das 

Voranbringen einer städtebaulichen Entwicklung durchaus im Interesse der 

Kommune sei und man deswegen dem Rat die Beschlussfassung vorgelegt habe. 

 

Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(bei 32 Ja-Stimmen und 7 Nein-Stimmen) 

 

Der Rat konkretisiert den Beschluss 553/2023 unter Bezugnahme 

auf den Beschluss 8/2023 wie folgt: 

Der Auftrag an die Verwaltung, die Freifläche Ebert-/Virchow-

/Rheinstraße maximal bis zur Höhe des Verkehrswertgutachtens 

1.750.000 € anzukaufen, kann durch direkten Ankauf, Ausübung 

eines Vorkaufsrechtes oder Gebot in einem erneuten 

Zwangsversteigerungsverfahren umgesetzt werden. Der Kauf ist 

aus Mitteln des Wirtschaftsplans GGS für den Ankauf von 

Grundstücken der BImA am Altonaer Weg zu tätigen. Damit wird 

der Beschluss 8/2023 (Ankauf der Flächen am Altonaer Weg) 

solange ausgesetzt, wie die Option besteht, die Freifläche Ebert-

/Virchow-/ Rheinstraße vom jetzigen Eigentümer ankaufen zu 

können. Der Differenzbetrag wird ggfs. aus dem allgemeinen 

Ankaufansatz gedeckt. 

 

 

Ratsvorsitzender Becker unterbrach die Sitzung für eine Pause von 18:15 bis 18:30 Uhr. 

 

Nach Wiedereintritt in die Tagesordnung erfolgte die weitere Beratung der Vorlagen aus 

dem Betriebsausschuss Grundstücke und Gebäude 
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9.6.5 Ankauf von Grundstücken der DB (Westgleis)  372/2023 

 

Frau Mandt trug den Beschlussvorschlag des Betriebsausschuss Eigenbetrieb 

Grundstücke und Gebäude der Stadt Wilhelmshaven vom 07.12.2023 vor. 

 

Herr Schön führte zu einem Kommentar der Wilhelmshavener Zeitung aus.  

 

Oberbürgermeister Feist brachte folgenden Änderungsantrag ein. Herr Marušić 

begründete diesen.  

 

„Der Rat beschließt 

dem Ankauf der Grundstücke im Bereich des Westgleises von der DB Netz AG – 

begrenzt auf den Bereich östlich der Kettenstraße – wird zugestimmt. Der 

Ankaufspreis beträgt maximal 450.000 €.“ 

 

Auf den Wortbeitrag von Herrn Fischer stellte Herr Tönjes einen 

Vertagungsantrag, da die Gruppe Die BUNTEN gerne die neuen Anlagen nochmal 

prüfen würden. 

 

Nach einer Wortmeldung von Frau Mandt mit der Bitte den Vertagungsantrag 

abzulehnen, wurde auf Antrag der SPD-Fraktion eine Sitzungsunterbrechung von 

18:43 Uhr bis 18:50 Uhr durchgeführt. 

 

Herr Marušić teilte die Auswirkungen mit, die eine Verzögerung bedeuten würde, 

und bat dringend darum, der Vertagung nicht zuzustimmen.   

 

Nach einem abschließenden Kommentar durch Herrn Tönjes wurde der 

Vertagungsantrag bei 14 Ja-Stimmen, 21 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen 

mehrheitlich abgelehnt. 

 

Auf die Fragen von Herrn Burkhart, in welcher Höhe zu den nun genannten 

Kosten Eigenmittel eingebracht werden müssten und wie hoch die Kosten für den 

Ankauf der GEW Flächen seien, antworte Herr Marušić und verwies auf die 

beigefügten Tabellen. Für die Stadt Wilhelmshaven seien Fördermittel in Höhe 

von 90% möglich. 
 

Herr Stump fragte aus welchen Sondervermögen die Mittel nun nach bestehender 

Haushaltssperre kommen würden. Herr Marušić führte dazu aus, dass sich die 

Haushaltssperre nicht auf investive Mittel beziehen würde. 
 

Herr Schaar fragte nach möglichen Folgekosten aufgrund von 

Sanierungsbedarfen. Auch dazu führte Herr Marušić aus und erklärte, dass der 

Austausch der Böden in der Kostenkalkulation mit eingeflossen sei. Es gäbe 

jedoch immer ein Risiko bei Baumaßnahmen. Kostensteigende Maßnahmen, wie 

die Entsorgung von Böden, würden ebenfalls zu 90% gefördert werden können.  
 

Herr Brandt vermisste eine Stellungnahme der unteren Wasserbehörde. Herr 

Marušić antwortete, sollte eine Gefährdung bei offenen Baugruben entstehen, 

würden die Wasser- und Bodenschutzbehörden tätig.  
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Herr Baruschke wünschte eine Erklärung, woher ein Zeitdruck entstehe, wenn 

die Deutsche Bahn noch keine Entscheidung getroffen habe. Herr Marušić 

verwies auf intensive Verhandlungen, die es mit der deutschen Bahn gegeben 

habe. 

 

Nach einer weiteren Wortmeldung von Herrn Werner, mit der Bitte auf die 

Experten zu hören, wurde der Änderungsantrag bei 30 Ja-Stimmen und 8 Nein-

Stimmen mehrheitlich angenommen. 

 

Herr Brandt und die 4 Anwesenden der Gruppe Die BUNTEN baten um Aufnahme 

ihres Abstimmungsverhaltens (Nein-Stimme) im Protokoll.  

 

Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(inklusive Änderung, bei 30 Ja-Stimmen und 8 Nein-Stimmen 

(darunter Herr Brandt, SPD-Fraktion, und Gruppe Die BUNTEN)) 

 

Dem Ankauf der Grundstücke im Bereich des Westgleises von der 

DB Netz AG im Bereich der Sanierungsgebiete „westliche 

Südstadt“ und „östliche Südstadt“ sowie der damit 

zusammenhängenden Grundstücke außerhalb der 

Sanierungsgebiete wird zugestimmt.  

Der Ankaufspreis beträgt maximal 791.012,50 €. 

 

Der Rat beschließt dem Ankauf der Grundstücke im Bereich des 

Westgleises von der DB Netz AG – begrenzt auf den Bereich östlich 

der Kettenstraße - wird zugestimmt. Der Ankaufspreis beträgt 

maximal 450.000 €. 

 

(geändert auf Antrag der Verwaltung im Rat vom 20.12.2023) 

 

9.6.6 Abstimmung Ausschreibungstext Objektbeschreibung Hofstelle 

Fegefeuer Antonslust 15  

373/2023 

 

Frau Mandt trug den Beschlussvorschlag des Betriebsausschusses Grundstücke 

und Gebäude vom 07.12.2023 vor. 

 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 

 

Das Objekt Hofstelle Fegefeuer Antonslust 15 wird zum Verkauf im 

Rahmen eines Bestgebotsverfahrens (Verkauf nach Konzept) 

angeboten. Der Rat stimmt der Ausschreibung gemäß der Anlage 

zu. Über die Vergabe des Objektes entscheidet der Rat. 
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9.7 Betriebsausschuss Technische Betriebe Wilhelmshaven  

(Ratsherr Moriße)  
 

 

9.7.1 Satzung zur Änderung der Gebührensatzung Straßenreinigung  350/2023 
 

Herr Moriße trug den Beschlussvorschlag des Betriebsausschusses Technische 

Betriebe vom 01.12.2023 vor. 
 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 
 

Der Rat beschließt die anliegende "Satzung zur Änderung der 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Reinigung der 

Straßen im Gebiet der Stadt Wilhelmshaven (Straßenreinigungs-

Gebührensatzung) vom 22.11.1990 in der Fassung vom 14.12.2022“. 

 

9.7.2 Satzung zur Änderung der Gebührensatzung Grundstücksabwasser-

anlagen  

351/2023 

 

Herr Moriße trug den Beschlussvorschlag des Betriebsausschusses Technische 

Betriebe vom 01.12.2023 vor. 
 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 
 

Der Rat beschließt die anliegende " Satzung zur Änderung der 

Satzung über Gebühren für die Beseitigung von Abwässern aus 

Grundstücksabwasseranlagen der Stadt Wilhelmshaven 

(Gebührensatzung für Grundstücks-abwasseranlagen) vom 

20.05.1987 in der Fassung vom 14.12.2022“. 

 

9.7.3 Satzung zur Änderung der Gebührensatzung Zentrale Abwasseranlage  352/2023 
 

Herr Moriße trug den Beschlussvorschlag des Betriebsausschusses Technische 

Betriebe vom 01.12.2023 vor. 
 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 
 

Der Rat beschließt die anliegende " Satzung zur Änderung der 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die städtische 

zentrale Abwasseranlage der Stadt Wilhelmshaven vom 19.11.1981 

in der Fassung vom 14.12.2022“. 

 

9.7.4 Satzung zur Änderung der Gebührensatzung Abfallentsorgung  353/2023 
 

Herr Moriße trug den Beschlussvorschlag des Betriebsausschusses Technische 

Betriebe vom 01.12.2023 vor. 
 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 
 

Der Rat beschließt die anliegende "Satzung zur Änderung der 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung 

in der Stadt Wilhelmshaven vom 29.06.2005 in der Fassung vom 

14.12.2022“. 
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9.8 Jugendhilfeausschuss (Ratsherr Hager)  

 

 

9.8.1 Abberufung und Berufung eines neuen stimmberechtigten Mitglieds 

für den Jugendhilfeausschuss  

375/2023 

 

Herr Hager trug den Beschlussvorschlag des Jugendhilfeausschusses vom 

13.12.2023 vor. 

 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 

 

Folgende Neubesetzung im Jugendhilfeausschuss wird zum 

01.01.2024 beschlossen: 

Herr Matthias Bröcker als Nachfolger des ausscheidenden 

stellvertretenden Mitglieds Hilke Schwarting-Boer. 

 

9.9 Schulausschuss (Ratsherr Ehlers)  

 

 

9.9.1 Antrag SPD-Fraktion: Maßnahmenkatalog für die Sicherheit in 

unserer Innenstadt  

605/2023 

 

Herr Hager brachte den Antrag der SPD-Fraktion ein und begründete diesen. 

 

Oberbürgermeister Feist verwies auf ein Gespräch im Herbst mit dem 

Polizeipräsidenten aus Oldenburg. In der Stadt gäbe es bereits eine sichtbare 

Polizeipräsenz, die für 6 Monate bestehen bleiben solle. In der ersten 

Januarhälfte solle eine große Konferenz abgehalten werden, um präventive 

Maßnahmen auszuarbeiten. Die Stadt Wilhelmshaven sei breit aufgestellt sowohl 

in der Intervention als auch Prävention, um das Sicherheitsempfinden in der 

Bevölkerung zu erhöhen. 

 

Nach weiteren Wortmeldungen von Herrn Schaar, Oberbürgermeister Feist und 

Herrn Moriße stellte Herr Burkhart einen Antrag auf Zurückverweisung in die 

Ausschüsse, da der Antrag bisher nicht im Schulausschuss gewesen sei. 

 

Nach Wortmeldungen von Herrn Hager und Herrn Moriße wurde der Antrag auf 

Zurückverweisung in die Ausschüsse bei 8 Ja-Stimmen, 29 Nein-Stimmen und 1er 

Enthaltung mehrheitlich abgelehnt. 
 

Nach weiteren Wortmeldungen von Herrn Block, Herrn Tönjes, Herrn Dr. 

Weithöner und Herrn Becker stimmte Herr Hager abschließend zu, dass es ein 

gesellschaftliches Problem sei und Prävention in den Maßnahmenkatalog mit 

aufgenommen werden solle. 
 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 

(bei 36 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen) 
 

Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beschließt, 

1. Das Schulamt, das Jugendamt sowie das Amt für öffentliche 

Sicherheit und Ordnung wird angewiesen, gemeinsam Kontakt 
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zum Verein für Kommunale Prävention sowie zur Polizeiinspektion 

Wilhelmshaven/Friesland aufzunehmen, um einen 

Maßnahmenkatalog für die Erhöhung der Sicherheit in der 

Wilhelmshavener Innenstadt zu erstellen. 

2. Der Maßnahmenkatalog soll umsetzbare kurzfristige und 

mittelfristige Maßnahmen enthalten, die die innere Sicherheit in 

unserer Innenstadt erhöhen sollen. Die kurzfristigen Maßnahmen 

sollen schnellstmöglich, spätestens aber im März 2024 den o.g. 

Fachausschüssen präsentiert werden. 

3. Die Verwaltung erarbeitet die benötigen finanziellen und personellen 

Ressourcen und Bedarfe für die kurzfristigen Maßnahmen. 
 

9.9.2 Antrag Gruppe WIN@WBV, Berner, FDP, FW: Erarbeitung eines 

Konzeptes zur inklusiven Schullandschaft für den Schulstandort 

Wilhelmshaven  

610/2023 

 

Herr Bulla brachte den Antrag der Gruppe WIN@WBV, Berner, FDP, FW ein und 

begründete diesen. 
 

Frau Heide teilte Ihre Unterstützung für den Antrag mit. 
 

Herr Burkhart bat die Verwaltung um Stellungnahme, ob der Zeitplan zu eng sei. 
 

Herr Schönfelder teilte mit, dass darauf gehofft werde, dass das 

Schulentwicklungskonzept eine Entlastung bewirke. Sollte der Rat mehr Zeit 

genehmigen, würde dies gerne angenommen werden. 
 

Abschließend meldete sich Herr Bulla zu Wort und teilte mit, er bliebe beim im 

Antrag festgesetzten Termin. 
 

Beschluss: 

 

 

einstimmig zugestimmt 

(bei 36 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen) 
 

Der Rat der Stadt Wilhelmshaven beschließt: 

Die Verwaltung wird beauftragt, insbesondere in Zusammenarbeit mit 

den Schulleitungen des Förderzentrums Wilhelmshaven, der 

Hafenschule, der MDS und dem Regionalen Landesamt für Schule und 

Bildung bis spätestens Mai 2024 eine entsprechende Empfehlung für die 

Politik vorzubereiten, in der ein Konzept der inklusiven Schullandschaft 

für den Schulstandort Wilhelmshaven vorgeschlagen wird. Die 

Ergebnisse der Schulentwicklungsplanung werden darin verknüpft. 

Damit die Umsetzung erfolgreich verlaufen kann, soll die Entwicklung 

über die Schule hinausgedacht und das soziale Umfeld einbezogen 

werden. 

Ziel ist die wohnortnahe "Schule für alle". Wenn diese sofort qualitativ 

angemessen noch nicht flächendeckend angeboten werden kann, soll auf 

dem Weg dahin so viel gemeinsamer Unterricht wie möglich 

gewährleisten werden– im Übergang z. B. durch inklusive 

Schwerpunktschulen, auch wenn sie für einige Schüler*innen längere 

Schulwege nötig machen.  

Der Eigenbetrieb Grundstücke und Gebäude der Stadt Wilhelmshaven hat 

für entsprechende Umbaumaßnahmen ab dem Haushalt 2025ff mögliche 

Ressourcen zu berechnen.  
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10 Anträge  

 

 

10.1 Gemeinsamer Antrag von SPD- und CDU-Fraktion: Zeitliche 

Begrenzungen für die zukünftigen Ratssitzungen durch Änderung der 

Geschäftsordnung  

587/2023 

 

Herr Heinemann brachte den Antrag ein und begründete diesen. 

 

Herr Moriße meldete sich zu Wort und brachte folgenden Änderungsantrag ein: 

 

1) Die Ratssitzung soll in einem Zeitfenster von 15:00 Uhr – 19:00 Uhr für den 

öffentlichen und von 19:00 – 20:00 Uhr für den nicht öffentlichen Teil 

stattfinden. 

2) Die Redezeit soll begrenzt werden. Pro Fraktion soll nur eine Person zum 

jeweiligen Antrag sprechen, die Länge der Redezeit richtet sich nach der Größe 

der Fraktion. 

3) Der Oberbürgermeister sowie Angehörige der Verwaltung erhalten 

Gelegenheit, zu den Anträgen 5 min. zu sprechen. 

4) Tagesordnung und Redezeiten zur Ratssitzung setzt der Ältestenrat fest, damit 

die Ratssitzung in der Zeit nicht überschritten wird. 

5) Änderungsanträge, die erst während der Ratssitzung gestellt werden, sollen 

ohne Beratung in die entsprechenden Ausschüsse verwiesen werden. Damit 

wird sichergestellt, dass die Ratssitzungen nicht unnötig in die Länge gezogen 

werden. 

 

Herr Schaar stellte einen Antrag auf Nichtbefassung des Änderungsantrags. 

 

Nach einer Wortmeldung von Herrn Stump wurde der Antrag auf Nichtbefassung 

bei 6 Ja-Stimmen, 31 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung mehrheitlich abgelehnt. 

 

Zum Änderungsantrag von Herrn Moriße äußerte sich Herr Tönjes, wonach der 

Antrag bei 3 Ja-Stimmen und 35 Nein-Stimmen mehrheitlich abgelehnt wurde. 

 

Herr Becker wies daraufhin, dass er dem Antrag nicht zustimmen könne. Ein 

Beginn der Ratssitzung um 14 Uhr würde Selbstständigen weitere Zeit rauben. 

Auch stehe das genannte Zeitfenster von 15 bis 20 Uhr bereits in der 

Geschäftsordnung. Der Rat könne auch zukünftig abstimmen, die Ratssitzung 

fortzuführen. Ebenfalls seien die Redezeiten für den Oberbürgermeister als auch 

Dezernenten bereits begrenzt. 

 

Oberbürgermeister Feist meldete sich zu Wort und teilte mit, dass er als auch die 

Dezernenten oft auf Fragen antworten würden. Mit einer Redezeitbegrenzung 

könnten Fragen nicht mehr vollständig beantwortet werden. 

 

Weiterhin argumentierte Herr Dr. Weithöner, dass notwendige Diskussionen 

zukünftig im nicht öffentlichen Teil ab 14 Uhr erfolgen würden und die 

Öffentlichkeit somit weniger Informationen und Transparenz erhalten werde. 
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Im weiteren Verlauf der Diskussion beteiligten sich Herr Tönjes, Frau Dr. 

Kirstges und Herr Schaar und teilten mit, gegen den Antrag stimmen zu wollen. 

Herr Block war weiterhin für den Antrag.  

 

Oberbürgermeister Feist kündigte auf eine Frage von Herrn Schön - warum es in 

den vorhergehenden Ratsperioden möglich gewesen sei, diese in bestimmten 

Fristen durchzuführen - an, zur nächsten Ratssitzung Statistiken vorzulegen. Die 

Anzahl an Anträgen aus dem Rat an den Rat hätten sich in den letzten Jahren 

massiv erhöht. 

 

Herr Block stellte einen Antrag auf Ende der Debatte, welcher bei 14 Ja-

Stimmen, 17-Nein Stimmen und 1 Enthaltung mehrheitlich abgelehnt wurde. 

 

Es folgten weitere Wortmeldungen von Herrn Burkhart und Herrn Werner, 

welcher erläuterte, dass dieser Antrag den Rat sensibilisieren solle.  

 

Herr Moriße stellte einen Antrag auf Zurückweisung in die Ausschüsse. Der 

Antrag wurde bei 2 Ja-Stimmen und 35 Nein-Stimmen mehrheitlich abgelehnt. 

 

Weiteren Wortmeldungen folgten von Herrn Berner, Frau Bakir-Block und Herrn 

Dr. Schulte. 

 

Frau Dr. Kirstges, Herr Dr. Weithöner, Herr Berner und Herr Burkhart sowie 

Frau Weinstock wünschten, dass ihr Abstimmungsverhalten mit Nein im 

Protokoll vermerkt werde. 

 

Beschluss: 

 

 

mehrheitlich zugestimmt 

(bei 19 Ja-Stimmen und 17 Nein-Stimmen (darunter Frau Dr. 

Kirstges, Herr Dr. Weithöner und Herr Berner, Gruppe WIN@WBV, 

Berner, FDP, FW; Herr Burkhart, Gruppe GRÜNE und GfW sowie 

Frau Weinstock, Gruppe Die BUNTEN)) 

 

Der Rat möge beschließen, dass die Geschäftsordnung des Rates 

ab sofort -sinngemäß- in folgenden Punkten geändert wird: 

 

1) Zeitfestsetzung für die nichtöffentliche Sitzung des Rates:  

14 bis 15 Uhr 

2) Zeitfestsetzung für die öffentliche Sitzung des Rates:  

       15 bis 20 Uhr 

3) Die Redezeitbegrenzung für die Ratsmitglieder gilt auch für 

den Oberbürgermeister und die Dezernenten 

 

 

Nach Abschluss dieses Tagesordnungspunktes wurde die Sitzung für eine Pause von 

20:09 Uhr bis 20:28 Uhr unterbrochen. 
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10.2 Antrag Gruppe GRÜNE und GfW: Verbesserung Radverkehr Umfeld 

Nordseepassage  

611/2023 

 

Herr Schaar brachte den Antrag der Gruppe Grüne und GfW ein und begründete 

diesen. 

 

Frau Zaage stellte einen Antrag auf Verweisung in die Ausschüsse, da der Antrag 

bisher nicht beraten worden sei. 

 

Nach Wortmeldungen von Herrn Tönjes und Herrn Moriße wurde der 

Verweisungsantrag bei 16 Ja-Stimmen, 14 Nein-Stimmen und 1er Enthaltung 

mehrheitlich angenommen. 

 

Beschluss: 

 

 

an Fachausschuss verwiesen 

 

1. Die Verwaltung wird mit der Prüfung beauftragt, wie der 

Fahrradverkehr auf und an der Virchowstraße im Bereich ZOB, 

zwischen Bahnhofsstraße/Rambla/Theaterplatz und der 

Ebertstraße/Ehrenwortplatz optimiert werden kann.  

2. Insbesondere sollen perspektivisch die direkten Verbindungen 

für den Radverkehr in Hinblick auf die neue Fahrradstation am 

Bahnhof und die Zuwegungen aus dem Bereich nördlich des 

Bahnhofs (vorbei am ZOB hin zur Ebertstraße/Valoisplatz) 

sicherer und optimiert werden.  

 

10.3 Antrag Gruppe GRÜNE und GfW: Prüfung Situation Spielstraße in der 

Grenzstraße  

612/2023 

 

Herr Schaar brachte den Antrag der Gruppe Grüne und GfW ein. 
 

Frau Zaage stellte einen Antrag auf Verweisung in die Ausschüsse, da der Antrag 

bisher nicht beraten worden sei. 
 

Der Verweisungsantrag wurde bei 20 Ja-Stimmen, 9 Nein-Stimmen und 2 

Enthaltungen mehrheitlich angenommen. 
 

Beschluss: 

 

 

an Fachausschuss verwiesen 
 

1. Die Verwaltung wird mit der Prüfung beauftragt, Maßnahmen 

und ihre Wirksamkeit zu prüfen, wie die Verkehrssituation und 

-führung durch und in der Spielstraße Grenzstraße zwischen 

Peter- und Börsenstraße für Kinder verbessert und deren 

Aufenthalt dort sicherer werden kann.  

2. Ziel der Prüfung ist es, diesen Innenstadtbereich in Hinblick auf 

die Aufenthalts- und Wohnsituation in diesem Bereich der 

Grenzstraße weiter zu verbessern und attraktiver zu machen.  

3. Geprüft werden soll u.a., ob die Durchfahrtsmöglichkeit von der 

Peterstraße in die Grenzstraße geschlossen werden kann, um 

den fließenden Verkehr an dieser Stelle zu entschleunigen, die 
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Spielstraße dadurch sinnvoll aufzuwerten und ob so der Schutz 

der Kinder, Passanten und Anwohnenden verbessert werden 

kann.  

4. Die vorhandenen Durchfahrtsmöglichkeiten für den nicht 

Fahrradverkehr sollen erhalten bleiben.  

 

10.4 Antrag Gruppe GRÜNE und GfW: Prüfung PV-Anlagen auf städtischen 

Parkplätzen  

613/2023 

 

Herr Schaar brachte den Antrag der Gruppe Grüne und GfW ein. 

 

Frau Zaage stellte einen Antrag auf Verweisung in die Ausschüsse, da der Antrag 

nicht in den Ausschüssen beraten worden sei. 

 

Herr Tönjes widersprach Frau Zaage da der Rat laut NKomVG in seiner 

Gesamtheit darüber entscheiden würde, in welche Ausschüsse die Anträge gehen.  

 

Der Verweisungsantrag wurde bei 18 Ja-Stimmen, 10 Nein-Stimmen und 2 

Enthaltungen mehrheitlich angenommen. 

 

Beschluss: 

 

 

an Fachausschuss verwiesen 

 

Die Verwaltung wird beauftragt, für alle kommunalen Parkplätze 

ab 25 Einstellplätzen in Wilhelmshaven (inklusive der Parkflächen 

der städtischen Gesellschaften und Einrichtungen wie Schulen, 

Freibad Nord und Nautimo) die Eignung für die jeweilige Errichtung 

einer aufgeständerten Solaranlage zu überprüfen und das Ergebnis 

der Überprüfung dem Rat bis zum 31. Juli 2024 vorzulegen.  

 

10.5 Antrag SPD-Fraktion: Bereitstellung von Seminarräumen für den 

Seniorenbeirat  

614/2023 

 

Herr Hager brachte den Antrag der SPD-Fraktion ein. 
 

Herr Burkhart führte aus, dass der Stand des Antrags falsch sei. Laut der 

stellvertretenden Vorsitzenden des Seniorenbeirats könne der Raum wie gehabt 

in den nächsten Jahren genutzt werden. Er stellte den Antrag auf Nichtbefassung. 
 

Herr Heinemann klärte als Vorsitzender des Seniorenbeirates auf, dass alle 

Probleme nach Rücksprache mit Oberbürgermeister Feist gelöst worden seien. 
 

Herr Hager zog daraufhin den Antrag zurück. 
 

Beschluss: 

 

 

zurückgezogen 
 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, dem Seniorenbeirat für seine 

digitalen Schulungsangebote entsprechend ausgestattete 

Seminarräume dauerhaft und kostenlos zur Verfügung zu stellen. 

Die Umsetzung ist schnellstmöglich durchzuführen.  

Bislang wurden zwar bereits Räume zur Verfügung gestellt, jedoch 

läuft dieses Angebot Ende des Jahres 2023 aus.  
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10.6 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und CDU sowie der Gruppe 

WIN@WBV, Berner, FDP, FW: Änderung der Dezernatsverteilung  

616/2023 

 

Herr Bulla brachte den Antrag inklusive einem Änderungsantrag ein und 

begründete diesen anschließend. 

 

Herr Walpurgis beantragte die Vertagung, da im Rat aktuell nicht genug 

Mitglieder anwesend seien. 

 

Nach Wortmeldungen von Herrn Werner und Herrn Brandt wurde der 

Vertagungsantrag bei 7 Ja-Stimmen, 23 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung 

mehrheitlich abgelehnt. 

 

Herr Tönjes führte an, er hätte es als angemessen empfunden, wenn der 

Änderungsantrag zur Abstimmung vorher an alle zugemailt worden wäre.  

 

Die Frage von Herrn Hager, ob nacheinander über zwei Änderungsanträge 

abgestimmt werden könne, beantwortete Herr Schönfelder bejahend.  

 

Anschließend wurde der Änderungsantrag bei 25 Ja-Stimmen und 6 Enthaltungen 

einstimmig angenommen. 

 

Herr von den Berg brachte einen weiteren Änderungsantrag für die Gruppe 

GRÜNE und GfW ein: 
 

„Der Fachbereich 37 Feuerwehr verbleibt im Dezernat III bei Nikša Marušić.“ 
 

Dazu führte Herr von den Berg wie folgt aus: 
 

„Was mich besonders freut ist, dass Sie offen sind für Veränderungen zur 

ursprünglichen Planung die sie eingestellt haben. Das macht mir Hoffnung, weil ich 

der Meinung bin mit meiner Gruppe in der Rücksprache und auch vielen anderen 

Ratsmitgliedern, dass es dringend nötig ist den Fachbereich 37 dort zu lassen wo er 

ist. Was ich wahrgenommen habe in den letzten Tagen nach der Einstellung unseres 

Änderungsantrages war die Situation, wir müssen genug vorhalten für das Dezernat 

unseres geschätzten Kämmerers und das ist nach unserer Meinung absolut in 

Ordnung und das sehen wir auch so, dass dem genüge getan werden muss. Dann 

haben wir uns damit beschäftigt wie kann das aussehen und dann blieben wir einfach 

bei der Kernaufgabe dieses Dezernates und mussten feststellen was sie alle wissen. 

Wir leben in Zeiten wo wir mit Haushaltssperren - ca. ein Drittel oder ein Viertel - 

arbeiten müssen, so dass die Finanzabteilung und der Kämmerer dieser Stadt einiges 

zu tun haben was unsere Finanzen betreut. Dazu kommt noch ganz viel Anderes. Ich 

möchte ihnen sagen, dass ich vor 12 Jahren meine erste Weihnachtsratssitzung 

erleben durfte und da saß hier der Kämmerer Heiko Hoff. Der nur mit Finanzen 

beschäftigt war und zu derzeit waren wir schon wirtschaftlich ziemlich angeschlagen, 

so dass er eine Reihe zu tun hatte was wir sehr gut nachvollziehen konnten. Das 

reichte an Aufgabe. Und wenn sie heute sehen, dass wir allein am heutigen Tag in 

dieser Ratssitzung Anträge hatten wie Finanzierung Neubau Klinikum oder 

Ausführungen über Überforderungen der Finanzabteilung in diesem Hause und wenn 
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wir darüber nachdenken das wir ja ein Klinikum bauen wollen - und vielleicht wissen 

sie mehr als ich - ich weiß bis heute nicht wie das mit den Finanzen im Detail aussieht 

und welche Auswirkungen diese Finanzen, wenn wir auf Kredite gehen, für unseren 

Haushalt haben werden. Wir wollen das TWWP ertüchtigen. Wir haben in der letzten 

Zeit gehört was uns das kosten wird und das ist auch noch nicht das Ende. Wir reden 

über Stadthallen und kaufen Grundstücke und müssen, wenn wir sie kaufen darüber 

nachdenken, was stellen wir zurück um das überhaupt finanzieren zu können. Wir 

können im Klinikum nicht auf die Beteiligung des Beteiligungsmanagements 

verzichten. Wir haben in den letzten Aufsichtsratssitzungen schmerzlich gemerkt wie 

sehr sie fehlen und die Betreuung, die Kontrolle, die Beratung für uns Ratsmitglieder 

dort wichtig ist. Wir werden mit den Förderungen der Bundesrepublik und auch des 

Landes Probleme bekommen in Zukunft - auch wenn wir die noch nicht skizieren 

können. Die Kämmerei der Stadt Wilhelmshaven ist das wichtigste Dezernat und das 

Dezernat mit den absolut höchsten Herausforderungen und damit ist dem mehr als 

genüge getan. Wir haben uns diesen Antrag nicht ausgedacht, weil wir die 

Dezernatsverteilung - die ein Ratsbeschluss ist - stören wollen. Wir haben ihn uns 

ausgedacht, weil es Wunsch der Personalvertretung, der Feuerwehr und der 

Fachbereichsleitung ist, da zu bleiben wo sie sind und das aus guten Grunde. Auch vor 

12 Jahren habe ich hier den Fachbereichsleiter der Feuerwehr kennengelernt. Bei 

dem im ersten Gespräch deutlich wurde das alles bei der Feuerwehr in Ordnung sei. 

Alles sei grandios und seine Leitung eh die beste. Ich habe leidvoll erfahren müssen 

im Laufe der Zeit, dass es an allen Ecken und Enden fehlte. Ausstattung, Ausrüstung 

und darüber hinaus noch Personalmängel, die sich in tausenden von Überstunden 

darstellten. Wir haben geschafft mit Wertschätzung – und nicht nur Applaus – sondern 

ihrer tatkräftigen Mitarbeit in diesem Hause die Feuerwehr auf einen guten Stand zu 

bringen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind fantastisch. Wir haben immer 

wieder applaudiert aber uns auch eingebracht. Und die Fachbereichsleitung ist 

fantastisch in Zusammenarbeit mit dem Dezernat, Rat und Herrn Marušić. Bitte 

zerstören Sie das nicht. Lassen Sie den Fachbereich dort wo er ist. Dankeschön.“ 
 

Oberbürgermeister Feist äußerte die dringende Bitte, dem Änderungsantrag 

nicht zuzustimmen. Eine Aufbauorganisation müsse nach sachlichen Kriterien 

und nicht nach personellen Kriterien erfolgen. Sollte die Feuerwehr aus dem 

Dezernat IV gelöst werden, sei das Dezernat nur noch ein größerer Fachbereich. 

Wenn der Rat dies beschließt, müsse er dies zum Anlass nehmen, den Vorgang 

der Kommunalaufsicht vorzulegen. Er habe erhebliche Zweifel daran, dass dieser 

Änderungsantrag beamtenrechtlich so möglich sei. 
 

An der Diskussion über den Änderungsantrag beteiligten sich Frau Weinstock, 

Herr Hager, Herr Brandt, Herr Werner und Frau Mandt und bekundeten Ihre 

Zustimmung. Oberbürgermeister Feist, Herr Moriße und Herr Berner stimmten 

dem Änderungsantrag nicht zu.  
 

Auf die Frage von Herrn Fischer ob der Rat auf Ebene der Abteilungen rechtlich 

eingreifen dürfe, antwortete Herr Schönfelder: Die Dezernatsverteilung könne 

vom Rat beschlossen werden, da es ein Richtlinienbeschluss sei. Referate können 

jedoch vom Rat nicht geschlossen werden. Frau Winkel-Fiedelak fügte hinzu, 

dass der FB 40 ihr nur vorübergehend im Referat übergeben worden wäre, 

solange kein eingearbeiteter Fachbereichsleiter vorhanden war. Es entspräche 

ihrem Wunsch, den Fachbereich wieder abzugeben. 
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Nach weiteren Wortmeldungen von Herrn Tönjes, Herrn Heinemann und Herrn 

Burkhart wurde der Änderungsantrag der Gruppe GRÜNE und GfW bei 20 Ja-

Stimmen, 6 Nein-Stimmen und 4 Enthaltungen mehrheitlich angenommen.  

 

Herr Berner und Herr Moriße baten darum, dass ins Protokoll aufgenommen 

werde, dass sie zum Änderungsantrag jeweils mit Nein gestimmt haben. 

 

Beschluss: 

 

 

geänderter Beschlussvorschlag 

(inklusive Änderung, bei 21 Ja-Stimmen, 6 Nein-Stimmen und 4 

Enthaltungen) 

 

Der Rat beschließt folgende Dezernatsverteilung. Diese tritt ab 

01.01.2024 in Kraft: 

 

 
 

Grundsätzlich tritt die entsprechende Vertretungsregelung in Kraft. 

 

Dezernat I (Oberbürgermeister):  

Referat 4, Organisation, Personal, Städtische Datenverarbeitung 

Wilhelmshaven, Kommunikation und Koordination, Wirtschaft und 

Regionalmanagement, Wilhelmshavener Touristik und Freizeit 

GmbH (WTF) 
 

Dezernat II (Ersten Stadtrat):  

Referat 5, Rechtsamt, Kommunalverfassungsangelegenheiten, 

Kulturbüro, Bildung und Sport (inkl. VHS, Musikschule und 

Stadtbücherei), Stadtarchiv, Soziales, Jugendamt, Jobcenter, 

Gesundheit und dem Ortsrat 
 

Dezernat III (Stadtbaurat):  

Eigenbetriebe GGS und TBW, Stadtplanung, Bauordnung, Umwelt 

und Klimaschutz   

Oberbürgermeister FB 02  FB 14 

Carsten Feist Gleichstellungsbeauftragte Rechnungsprüfungsamt

Dezernat I Dezernat II Dezernat III Dezernat IV

Carsten Feist Armin Schönfelder Niksa Marusic Thomas Bruns

Referat 4 Referat 5 FB 50 FB 36 FB 20

Jens Müll M. Winkel-Fiedelak Soziales Umwelt & Klimaschutz Finanzen

FB 10

Organisation FB 30 FB 51 FB 63 FB 37 

Rechtsamt Jugendamt Bauordnung Feuerwehr

FB 11

Personal FB 31 FB 58 FB 61 Gesellschaften &

Kommunalverfassungs- Jobcenter Stadtplanung & Beteiligungen

FB 16 angelegenheiten Stadterneuerung

Städtische FB 53 Gesundheit FB 32

Datenberarbeitung WHV FB 01 Eigenbetrieb Bürgerangelegenheiten

Kulturbüro Ortsrat Sengwarden TBW Öffentliche Sicherheit & 

FB 13 Ordnung

Kommunikation und FB 40 Eigenbetrieb

Koordination Bildung, Sport GGS

VHS, Musikschule,

FB 03 Stadtbibliothek

Wirtschaft & FB 47

Regionalmanagement Stadtarchiv

Wilhelmshavener 

Touristik und Freizeit 

GmbH WTF
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Dezernat IV (Stadtkämmerer):  

Finanzen, Gesellschaften und Beteiligungen, 

Bürgerangelegenheiten, Öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

Feuerwehr 

 

 
 

Die Wilhelmshavener Touristik und Freizeit GmbH (WTF) wird dem 

Dezernat II zugeordnet, der Fachbereich 03 Wirtschaft & 

Regionalmanagement wird dem Dezernat III zugeordnet. 

Das Referat 5 entfällt. Die Aufgaben der 

Kommunalverfassungsangelegenheiten werden mit dem FB 30 

vereint mit der Bezeichnung Fachbereich 30 Rechtsamt und 

Kommunalverfassungsangelegenheiten. 
 

(geändert auf Antrag der Fraktionen SPD und CDU sowie der Gruppe 

Win@WBV,Berner,FDP,FW im Rat vom 20.12.2023) 

 

Der Fachbereich 37 Feuerwehr verbleibt im Dezernat III bei Niksa 

Marusic 

 

(geändert auf Antrag der Gruppe Grüne und GfW im Rat vom 

20.12.2023) 

 

11 Einwohnerfragestunde II 

(Fragen zur Tagesordnung der soeben abgehandelten Ratssitzung 

gem. § 20 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Rates)  

 

 

Da keine Fragen zur Tagesordnung der soeben abgehandelten Ratssitzung 

vorlagen, wurde die Einwohnerfragestunde geschlossen. 
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Es folgte der nichtöffentliche Teil der Sitzung. 

 

 

 

Ende der Sitzung: 22:25 Uhr 

 

 

gez.     gez.     gez. 

 
 

Becker 
Ratsvorsitzender 

 
Feist 
Oberbürgermeister 

 
Rogel 
Protokollführerin 

 

 


